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2.1  �Einleitung: Der österreichische Sozialstaat im sozial-
ökologischen Spannungsverhältnis

1	 Siehe hierzu auch das Gesundheitsförderungsgesetz (GfG) aus dem Jahr 1998.

Sozialpolitische Regulierungen umschließen unser Leben in Österreich so umfassend, dass 

Sozialpolitik als gesonderter Politikbereich schwer abgrenzbar ist. Allein das Volumen 

der Sozialschutzausgaben im Ausmaß von rund 136 Mrd. EUR bzw. 30,5 Prozent des BIP 

(2022) ist ein Maß dafür, wie der Sozialstaat die Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur 

mitgestaltet. Darüber hinaus wirken Gesetze, Regulierungen und Normen (Arbeitszeit, 

Steuern und Abgaben etc.) auf die soziale Lage der Bevölkerung und sind damit Teil 

sozialstaatlicher Strukturen (Mayrhuber, 2015). Der Sozialstaat entwickelte sich im Zuge 

der Industrialisierung, um die mit den Produktionsbedingungen verbundenen Risiken von 

Unfall, Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter sowie später auch Pflege kollektiv  –  nicht 

individuell oder in der Familie  –  zu kompensieren (Esping-Andersen, 2001). Später kamen 

präventive Elemente besonders beim Arbeits- und Gesundheitsschutz dazu. 1 Ab den 

1980er-Jahren hatte die aktive Arbeitsmarktpolitik verstärkt die (Re-)Qualifizierung der 

Bevölkerung zum Ziel. Im investiven Sozialstaat (Kersbergen & Hemerijck, 2012; Ronchi, 

2018) fanden neue Zielstellungen Eingang in die sozialstaatlichen Strukturen (Tay-

lor-Gooby, 2004; Hemerijck, 2023). Im Angesicht der immer drängenderen ökologischen 

Probleme und Herausforderungen ergeben sich für den Sozialstaat neue Aufgaben: Nach 

dem kompensatorischen, präventiven und investiven Fokus rückt nun die transformative 

Funktion in den Vordergrund. Diese zielt darauf ab, durch neue Rahmenbedingungen 

und Regulierungen den Weg zu einem ressourcenarmen und emissionsreduzierten Wirt-

schafts- und Gesellschaftssystem, das zugleich sozial inklusiv und auf Gleichstellung 

ausgerichtet ist, nicht nur zu begleiten, sondern auch zu beschleunigen.

2.1.1  �Hintergrund der sozial-ökologischen Transformation

2.1.1.1  �Ökologische Notwendigkeit: Gefährdung der Existenzgrundlage des 
Menschen

Die Erdsystemwissenschaften zeigen mit immer valideren Modellen, dass die Stabilität 

des Ökosystems der Erde und somit auch das Wohlergehen der Menschheit durch 

menschliches Handeln zunehmend gefährdet sind. Für neun relevante Systembereiche 

wurden Belastungsgrenzen der Erde bereits quantifiziert, wie etwa jene in Bezug auf 

den Klimawandel über CO2- und Strahlungsantriebsgrenzen. Diese Grenzen stecken 

einen nach aktuellem Wissensstand sicheren Handlungsspielraum für die Menschheit 

ab, innerhalb dessen die Stabilität des Erdsystems sehr wahrscheinlich nicht gefährdet 

ist. Aktuell sind sechs von neun der nach Richardson et al. (2023) definierten Grenzen 

überschritten, d. h. die aktuellen Messwerte übersteigen den Bereich, der als sicher 
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angenommen wird. 2 So sind besonders die globalen Überschreitungen in den Bereichen 

Klimastabilität durch Treibhausgasemissionen und Funktionsfähigkeit der Biosphäre, 

also dem Zusammenwirken aller Lebewesen auf der Erde, besorgniserregend, gelten sie 

doch als Säulen der Stabilität des Erdsystems. In beiden Bereichen sind Auswirkungen 

der Überschreitung bereits evident und in Form von Klimaerwärmung und Artensterben 

sichtbar, womit die Gültigkeit und Relevanz der Grenzwerte bestätigt sind. 

Mit Überschreitung der sicheren Grenzen nehmen die Risiken für das Erdsystem 

zu, wobei es in einigen Bereichen Kippelemente gibt: Bei Überschreitung bestimmter 

Schwellen „kippt“ das System, was zu plötzlichen, verheerenden und zum Teil unum-

kehrbaren Veränderungen führen würde, die die Lebensgrundlagen von vielen Menschen 

gefährden und starke Migrationsströme auslösen würden. Rückkoppelungsprozesse 

könnten weitere Kippelemente anstoßen und das Erdsystem in einen Zustand bringen, 

der zu einem Zivilisationskollaps führt (IPCC, 2018). 3 Die Bestimmung der Grenzen 

zielte allerdings bisher nur auf die Risikovermeidung für das Erdsystem als Ganzes 

bzw. das Überleben der Menschheit im Allgemeinen ab, nicht aber auf menschliches 

Wohlergehen. Aufgrund der Interdependenz von Stabilität und Resilienz des Erdsystems 

und menschlichem Wohlergehen schlagen Rockström et al. (2023) neue „sichere und 

gerechte Erdsystemgrenzen“ vor, in denen sie auch erheblichen Schaden in Bezug auf 

das menschliche Wohlergehen berücksichtigen 4, also schwerwiegende existenzielle oder 

irreversible negative Auswirkungen auf Länder, Gemeinschaften und Einzelpersonen durch 

Veränderungen im Erdsystem, wie z. B. Verlust von Menschenleben, Lebensunterhalt oder 

Einkommen, Verlust von Wasser- oder Ernährungssicherheit oder Auftreten chronischer 

Krankheiten. Hinsichtlich der somit nochmals enger definierten „gerechten und sicheren 

Erdsystemgrenzen“ wird in sieben der acht bisher quantifizierten Kategorien der sichere 

Bereich überschritten, wobei Rockström et al. (2023) dies auch regional aufschlüsseln. Die 

in den letzten Jahrzehnten definierten Grenzen sind zum Teil bereits leitgebend in die 

internationale Umweltpolitik eingeflossen, wie z. B. in die Klimapolitik  das internationale 

Klimaziel der Reduktion der Erderwärmung auf deutlich unter 2 °C bzw. unter 1,5 °C im 

Vergleich zum vorindustriellen Zeitalter (siehe hierzu auch den nachfolgenden Exkurs 

zu „EU-Energie- und Klimapolitik“). 

2	 Für einen kurzen Überblick und eine grafische Aufbereitung siehe auch www.pik-potsdam.
de/de/aktuelles/nachrichten/schwindende-widerstandskraft-unseres-planeten-planeta-
re-belastungsgrenzen-erstmals-vollstaendig-beschrieben-sechs-von-neun-bereits-ueber-
schritten-1 [15. 12. 2023].

3	 Siehe hierzu auch www.pik-potsdam.de/de/produkte/infothek/kippelemente/kippelemente 
[03 .01. 2024].

4	 Damit verbinden sie UN-Nachhaltigkeitsziele, Donut-Ökonomie und das bisherige Konzept 
der planetaren Grenzen. Das Konzept der Donut-Ökonomie (Raworth, 2017) als wirtschafts-
wissenschaftliche Theorie geht von planetaren und sozialen Grenzen aus, innerhalb derer 
ein sicherer und gerechter Raum für die Menschheit und eine regenerativ verteilende Wirt-
schaft vorhanden ist. Der Wirtschaftsraum Amsterdam hat 2020 die Donut-Ökonomie über-
nommen (siehe hierzu auch doughnuteconomics.org/amsterdam-portrait.pdf [28. 11. 2023]).

https://www.pik-potsdam.de/de/aktuelles/nachrichten/schwindende-widerstandskraft-unseres-planeten-planetare-belastungsgrenzen-erstmals-vollstaendig-beschrieben-sechs-von-neun-bereits-ueberschritten-1
https://www.pik-potsdam.de/de/aktuelles/nachrichten/schwindende-widerstandskraft-unseres-planeten-planetare-belastungsgrenzen-erstmals-vollstaendig-beschrieben-sechs-von-neun-bereits-ueberschritten-1
https://www.pik-potsdam.de/de/aktuelles/nachrichten/schwindende-widerstandskraft-unseres-planeten-planetare-belastungsgrenzen-erstmals-vollstaendig-beschrieben-sechs-von-neun-bereits-ueberschritten-1
https://www.pik-potsdam.de/de/aktuelles/nachrichten/schwindende-widerstandskraft-unseres-planeten-planetare-belastungsgrenzen-erstmals-vollstaendig-beschrieben-sechs-von-neun-bereits-ueberschritten-1
https://www.pik-potsdam.de/de/produkte/infothek/kippelemente/kippelemente
https://doughnuteconomics.org/amsterdam-portrait.pdf
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Neben diesem Konzept der planetaren Grenzen aus den Erdwissenschaften werden 

in den Umwelt- und Gesundheitswissenschaften eine Reihe von Grenzen definiert und zum 

Teil in Produktionsverbote oder auch Konsument:innenschutzbestimmungen übernommen. 

Häufig wird der „ökologische Fußabdruck“, der sich nicht nur aus dem Individualverhalten, 

sondern auch aus (infra-)strukturellen Faktoren ergibt, als Indikator für ökologische Nach-

haltigkeit herangezogen. Konsumbasierte Berechnungen zeigen, dass der österreichische 

Pro-Kopf-Fußabdruck im Bereich Klimawandel die planetaren Grenzen um das 8,4-Fache, 

die fossile Ressourcennutzung um das 3,5-Fache, die Ressourcennutzung von metallischen 

und nichtmetallischen Mineralstoffen um das 2,2-Fache, die Süßwasser-Ökotoxizität (z. B. 

durch Pestizideintrag) um das 10,3-Fache und die Feinstaubbelastung um das 9,6-Fache 

übersteigt (Umweltbundesamt, 2023a). Daher sind nicht nur Klimaschutzmaßnahmen, 

sondern darüber hinausgehende Maßnahmen zur Erhaltung einer für Menschen lebens-

freundlichen Umwelt notwendig.

Exkurs: EU-Energie- und Klimapolitik als Rahmenbedingung für eine sozial-
ökologische Transformation
Eine sozial-ökologische Transformation mit dem Ziel, Wohlergehen zu ge-

währleisten, soll die Kosten und Risiken des Klimawandels begrenzen und 

baut auf Zielvorgaben und gesetzlichen Bestimmungen auf unterschiedlichen 

institutionellen Ebenen auf. Als übergeordnete Ziele gelten die Begrenzung 

der Erderwärmung auf deutlich unter 2 °C, idealerweise auf 1,5 °C (im Vergleich 

zum vorindustriellen Niveau) und die Anpassung 5 an die Folgen der nicht mehr 

vermeidbaren Erwärmung, wie im Pariser Klimaabkommen (UNFCCC, 2015) 

vereinbart wurde. Der politische Entscheidungsprozess zur Erreichung der 

Emissionsneutralität kann als Kaskade verstanden werden, die von der multi-

lateralen Ebene im Rahmen der jährlichen Vertragsstaatenkonferenzen (COPs) 

über die EU auf die nationale Ebene wirkt.

Auf EU-Ebene stellt der Europäische Green Deal (Europäische Kommission, 

2019) den grundlegenden Rahmen für die ökologische Transformation dar. Mit 

dem Europäischen Green Deal setzten sich die EU-Mitgliedsländer die Vor-

gabe, bis zur Mitte des 21. Jahrhunderts Klimaneutralität zu erreichen. 2021 

wurde dieses Ziel im Europäischen Klimagesetz (Europäische Kommission, 

2020) verpflichtend festgeschrieben, mit dem Zwischenziel, bis 2030 die Treib-

hausgasemissionen gegenüber 1990 um mindestens 55 Prozent zu verringern.

5	 Das Übereinkommen von Paris (UNFCCC, 2015) hebt die Anpassung an den Klimawandel als 
wichtige zweite Säule der Klimapolitik hervor, im Speziellen mit der Einführung eines globa-
len Anpassungszieles, das auf die folgenden drei Elemente fokussiert: (1) die Verbesserung 
der Anpassungsfähigkeit, (2) die Stärkung der Widerstandskraft und (3) die Verringerung 
der Verletzlichkeit gegenüber dem Klimawandel.
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Dieses Ziel wird aufgeteilt auf den Bereich des EU-Emissionshandels (EHS) für 

die emissionsintensive Industrie und die verbleibenden Bereiche Gebäude, Ver-

kehr, Landwirtschaft, Abfallwirtschaft und weniger emissionsintensive Indus-

trie (Nicht-EHS). Für den Emissionshandel gilt das EU-weite Ziel, bis 2030 die 

Emissionen um 62 Prozent gegenüber 2005 zu reduzieren. Für den Nicht-EHS-

Bereich werden im Rahmen der Lastenverteilungsverordnung (Effort Sharing 

Regulation; Europäische Kommission, 2023) für die einzelnen Mitgliedstaaten 

nationale Reduktionsziele bis zum Jahr 2030 gegenüber dem Emissionsniveau 

2005 festgesetzt. Für Österreich lautet das Ziel minus 48 Prozent gegenüber 

den Emissionen von 2005.

Im Einklang mit dem Ziel der Klimaneutralität bis 2050 legte die Europäische 

Kommission im Juli 2021 mit dem „Fit for 55“-Paket (Europäische Kommission, 

2021) ein umfassendes Bündel an Legislativvorschlägen vor, mit dem Ziel einer 

Reduktion der Treibhausgase um 55 Prozent bis 2030. Dieses Paket sieht 

einerseits die Novellierung geltender Energie- und Klimagesetzgebung und an-

dererseits die Einführung neuer Rechtsvorschriften vor. 6 Mittlerweile befinden 

sich die vorgeschlagenen EU-Richtlinien und EU-Verordnungen in unterschiedli-

chen Stadien des Gesetzwerdungsprozesses (Falkner et al., 2023).

Das Legislativpaket umfasst eine breite Palette an politischen Instrumenten 

wie

6	 Für einen Überblick siehe auch Kettner & Feichtinger (2021).

•	 Bepreisung von Treibhausgasen

•	 Festsetzung von Zielvorgaben

•	 Standards und unterstützende Maßnahmen

Ungeachtet des politischen Instruments stellen der begrenzte Zeitrahmen 

bis 2030 und das ehrgeizige Ziel der Emissionsreduktion und Klimawande-

lanpassung erhebliche Herausforderungen für die Umsetzung dar, die auch 

die Weiterentwicklung der Sozialstaatsarchitektur maßgeblich beeinflussen. 

Erforderlich ist daher ein Paradigmenwechsel von branchen- oder bereichs

spezifischen (Einzel )Maßnahmen hin zu sektorübergreifenden Ansätzen, die 

auch alle Gebietskörperschaften umfassen.
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2.1.1.2  �Soziale Notwendigkeit: Betroffenheiten und Kosten sind ungleich 
verteilt

Die Auswirkungen des Klimawandels und der Umweltschädigung bzw. -verschmutzung 

sind vielfältig und betreffen alle Bereiche des gesellschaftlichen und individuellen Lebens. 

Sie beziehen sich auf physische, psychische, soziale, wirtschaftliche und institutionelle 

Dimensionen. Dies bedeutet, dass sowohl Strukturen als auch individuelle Belange und 

Bedürfnisse  –  bei der Erfassung der Betroffenheiten als auch bei den Maßnahmen  –  

berücksichtigt werden müssen (Papathoma-Köhle & Fuchs, 2021; Fuchs & Thaler, 2018): 

•	 Die physische Dimension umfasst Gesundheitsrisiken beispielsweise aufgrund von 

Hitzewellen und durch den Klimawandel induzierte Erkrankungen (Winkelmayr et 

al., 2022), aber auch die Schadensanfälligkeit von Gebäuden, Infrastruktur und 

Strukturen durch Extremwetterereignisse.

•	 Die soziale Dimension bezieht sich auf die Gefahr für Personen, geschädigt zu 

werden. Das BMSGPK (2021) strukturiert die vielen Vulnerabilitätsmerkmale 7 

anhand empirischer Befunde und zeigt, dass die Gefahrenmerkmale nicht mit 

Personengruppen deckungsgleich sind: Gefahren betreffen nicht nur bestimmte 

Personengruppen, sondern überschneiden sich in intersektionaler Weise und kön-

nen sich gegenseitig verstärken. Es wurden sieben spezifisch gefährdete Gruppen 

ermittelt, die auf dem Weg zu einem ökologisch nachhaltigen Sozialstaat syste-

matische Unterstützung benötigen: Neben Personen mit niedrigem Bildungsstand, 

Menschen mit starken gesundheitlichen Einschränkungen, Alleinerziehenden und 

Personen mit Migrationshintergrund sind Kinder und Personen über 65 Jahren 

besonders vulnerabel (BMSGPK, 2021). Darüber hinaus treffen auf Frauen fast alle 

Vulnerabilitätsmerkmale häufiger zu als auf Männer. Auf der einen Seite sind Men-

schen in prekären Lebensverhältnissen von den Auswirkungen des Klimawandels 

direkt betroffen, insbesondere, wenn sie etwa in schlecht isolierten Gebäuden 

oder gefährdeten Zonen leben. Auf der anderen Seite können vulnerable Gruppen 

(je nach Maßnahmendesign) unverhältnismäßig stark von Klimaschutzmaßnah-

men belastet sein, z. B. durch die steigenden Preise von durch Lenkungssteuern 

verteuerten Produkten (Kirchner et al., 2019; Budgetdienst, 2019), aber auch durch 

die wirtschaftliche Dimension der Klimaerwärmung.

•	 Die wirtschaftliche Dimension betrifft die direkten und indirekten Kosten von 

Klimaveränderungen (durch Ernteausfälle, Gesundheits- und Infrastrukturschäden, 

Unterbrechung von Produktion oder Lieferketten, internationale Rückkoppelungen 

etc.) ebenso wie notwendige Investitionen zum Klimaschutz und zur Anpassung an 

den Klimawandel. 

7	 Vulnerabilitätsmerkmale  –  im Sinne einer Prädisposition, geschädigt zu werden  –  umfassen 
etwa ein niedriges Einkommen, einen niedrigen formalen Bildungsstand, Migrationshinter-
grund, bestimmte Aspekte im Familienkontext, chronische Krankheiten, das Vorliegen einer 
Behinderung, Energiearmut, Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung, Alter oder Geschlecht.



106 Sozialbericht 2024

•	 Die institutionelle Dimension beschreibt das Leistungsangebot der öffentlichen 

Hand aller föderalen Ebenen im Bereich der öffentlichen Infrastruktur sowie 

öffentlicher Dienstleistungen (Daseinsvorsorge, Mobilität, Gesundheit etc.). Auch 

die Leistungsfinanzierung braucht eine entsprechende Adaptierung, da sowohl 

künftige Aufgaben und damit Ausgabenbedarfe als auch die Finanzierungsgrund-

lagen von der Klimakrise beeinflusst werden. 

•	 Die genannten Dimensionen können um eine psychische Dimension ergänzt 

werden, die sich wiederum direkt aus der Hitzebelastung und der Belastung durch 

Katastrophenereignisse ergibt (Stressoren als Auslöser für psychische Erkran-

kungen bzw. deren Verschlechterung), aber auch indirekt aus Verlustangst und 

Ohnmachtsgefühlen gegenüber dem Klimawandel bzw. dessen ungleich verteilten 

Auswirkungen oder gegenüber den als unbefriedigend empfundenen Politik-

maßnahmen, was in Reaktanz, Wut, Enttäuschung und Resignation münden kann 

(Carleton, 2017; Cianconi et al., 2020; IPCC, 2022). Empfundene oder tatsächliche 

Ungleichheiten bergen auch Konfliktpotenzial. 

Die Kosten bzw. der Schaden durch Umweltverschmutzung und Klimawandel 

sind ungleich verteilt. Jene, die überdurchschnittlich zu Umweltbelastungen beitragen, 

sind häufig nicht ident mit jenen, die am meisten von Umweltbelastungen betroffen sind. 

Schätzungen für Österreich zeigen, dass die Emissionen der privaten Haushalte stark 

von ihren Einkommen abhängen. Theine et al. (2022) schätzen, dass die Emissionen des 

obersten Einkommensdezils mehr als das Vierfache des untersten Einkommensdezils 

betragen. Daten der World Inequality Database legen nahe, dass die Pro-Kopf-Emissionen 

des obersten 1 Prozent der Einkommensverteilung seit 1995 gestiegen sind, während 

jene der übrigen 99 Prozent zurückgegangen sind, und dass die Pro-Kopf-Emissionen des 

obersten 1 Prozent mehr als 20-mal so hoch sind wie jene der unteren Hälfte der Einkom-

mensverteilung. 8 Die unteren Einkommensschichten sind dagegen überdurchschnittlich 

von Umweltbelastungen betroffen. So wohnen beispielsweise Personen mit niedrigem 

Einkommen vermehrt in Straßenzügen mit verkehrsbedingt hoher Feinstaubbelastung, der 

in Österreich zuletzt immer noch rund 3.200 vorzeitige Todesfälle zuzurechnen waren. 9 

Darüber hinaus sind individuelle Klimawandelanpassungsmaßnahmen für Menschen mit 

eingeschränkten finanziellen Ressourcen aufgrund von Budget- oder anderen Zugangs-

beschränkungen weniger leistbar als für die oberen Einkommen (Umweltbundesamt, 

2023a). Ungleichheiten aufgrund von Klimawandel und Klimaschutzmaßnahmen haben 

sowohl eine globale als auch eine nationale Dimension.

Der Klimawandel führt zu direkten Kosten durch extreme klimatische Ereignisse 

wie Überschwemmungen und Dürren. Zusätzlich entstehen öffentliche und private Aus-

gaben für die Behandlung von gesundheitlichen Schäden aufgrund des Klimawandels. 

8	 Siehe hierzu auch https://wid.world/country/austria/ [16. 12. 2023].
9	 Siehe hierzu auch das Monitoring der Sustainable Development Goals von Statistik Austria 

(www.statistik.at) bzw. European Environment Agency (www.eea.europa.eu).

https://wid.world/country/austria/
https://www.statistik.at/
https://www.eea.europa.eu/en
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Es gibt auch mittelbare Kosten, die durch steigende Preise aufgrund von veränderten 

Produktionsbedingungen und Ernteausfällen sowie durch Produktions- und Wertschöp-

fungsverluste entstehen. Einige Kosten lassen sich jedoch nicht (vollständig) in monetären 

Einheiten ausdrücken. Diese immateriellen Kosten umfassen beispielsweise den Verlust 

an Lebensqualität oder Lebenszeit aufgrund von Umweltbelastungen sowie das Auftreten 

neuer klimabedingter Krankheiten.

In der öffentlichen Wahrnehmung stehen derzeit die direkten Kosten von Klima

schutz- und Klimawandelanpassungsmaßnahmen sowie jene des Klimawandels im Mittel-

punkt des Interesses. Dennoch zeigen Berechnungen, dass die indirekten und immateri-

ellen Kosten, insbesondere im Gesundheitswesen, erheblich höher sind als die direkten 

(EU-OSHA, 2019; Leoni et al., 2020). Neben den Kosten des klimapolitischen Handelns 

gibt es auch erhebliche Kosten des Nicht-Handelns für Private und die öffentliche Hand 

(Steininger et al., 2020; Köppl & Schratzenstaller, 2024), die  –  wie auch die indirekten 

und immateriellen Kosten  –  sowohl zeitlich als auch räumlich sehr ungleich verteilt sind.

2.1.1.3  �Transformation sozial und ökologisch gestalten
Umweltschädliche Produktions- und Lebensweisen gefährden die Erde als funktionieren-

des Ökosystem und damit unsere Lebensgrundlage. Steigender Ressourcenverbrauch, 

Hitze bzw. Extremwetterereignisse, aber auch soziale Ungleichheit sind zentrale Her-

ausforderungen, die durch den Klimawandel verschärft werden und zu fundamentalen 

Änderungen unserer Gesellschaft führen. Wie diese fundamentalen Änderungen mithilfe 

der Institutionen und Maßnahmen des Sozialstaates so mitgestaltet werden können, 

dass die Transformation keine weiteren Verwerfungen verursacht und keine neuerlich 

umweltschädlichen Fehlanpassungen produziert, sondern möglichst sozial gerecht und 

ökologisch nachhaltig ist, ist Gegenstand der folgenden Kapitel. Dabei wird auf jene 

Bereiche fokussiert, die im klassischen Sozialstaat adressiert werden und im Bereich der 

Sozialpolitik bzw. im Sozialressort verankert sind. Die konkreten Zielsetzungen sowie 

die angestrebte Ausformung der sozial-ökologischen Transformation und der künftigen 

Produktions- und Konsumbedingungen müssen dabei auf Basis eines vorhergehenden 

gesellschaftlichen und politischen Diskurses sowie Aushandlungsprozesses bestimmt 

werden. Zu welchem künftigen Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell die sozial-ökolo-

gische Transformation führen soll, ist eine politische Entscheidung. Von dieser hängt 

es ab, in welchen konkreten Bereichen und mit welchen Maßnahmen der Sozialstaat 

zur sozial-ökologischen Transformation beitragen kann. Hier können nur grundsätzliche 

Handlungsspielräume und Ansatzpunkte im bestehenden Sozialstaat aufgezeigt werden.

Handlungsräume bestehen dabei in 

a.	 der sozialen Absicherung gegenüber neuen Risiken und Betroffenheiten durch den 

Klimawandel (z. B. Stärkung und Regulierung des privaten Versicherungsschutzes 10 

und des Katastrophenschutzes)

10	 Siehe hierzu auch Sinabell & Url (2006).
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b.	 der Verhinderung der Externalisierung von Kosten in Bezug auf Umwelt- und 

Gesundheitsschäden

c.	 der sozial ausgewogenen Ausgestaltung von Maßnahmen zur Bekämpfung des 

Klimawandels (Ausgleich von Kostensteigerungen für vulnerable Gruppen, z. B. 

Klimabonus, umweltfreundliches Heizen und Kühlen für alle ermöglichen, soziale 

Energieberatung, Wohnschirm Energie 11)

d.	 der Förderung der Resilienz von Gemeinschaften (z. B. durch Förderung von 

Präventionsmaßnahmen wie Hochwasser- und Hitzeschutz, aber auch durch 

Förderung des sozialen Zusammenhalts durch regionale Zusammenarbeit / Projekt-

entwicklung, Freiwilligenarbeit, gemeinschaftliches Erleben und regionale Ver

sorgungs- und Unterstützungsstrukturen),

e.	 der Ermöglichung bzw. Förderung von umweltfreundlichem Arbeiten und Leben 

(z. B. Befriedigung von Mobilitäts-, Wohn-, und Konsumbedürfnissen auf umwelt-

freundliche Art, insbesondere durch die Bereitstellung einer leistbaren sozial-

ökologischen Infrastruktur ohne Zugangsbarrieren, z. B. öffentlicher Verkehr, 

Naherholungsmöglichkeiten sowie Energieversorgung, und deren Ausweitung zu 

einem ausreichenden Angebot an Universal Basic Services

f.	 der umweltfreundlichen Ausgestaltung eigener Institutionen, Maßnahmen, Ange-

bote und Prozesse des Sozialressorts

Die folgende Analyse und der erste Entwurf wichtiger Ansatzpunkte eines 

ökologisch nachhaltigeren Sozialstaates beruht auf der Auswertung und Aufarbeitung 

vorhandener konzeptioneller und empirischer Literatur und den Ergebnissen eines Sta-

keholder:innenworkshops mit 40 Personen (Vertreter:innen von zivilgesellschaftlichen 

Vereinen und Initiativen, Ministerien und der Forschung) im Oktober 2023. Die Analyse 

wurde von folgenden grundsätzlichen Fragestellungen geleitet: Welchen Einfluss haben 

Klimawandel und Klimapolitikmaßnahmen im Allgemeinen und auf vulnerable Gruppen 

im Besonderen? Wie kann der Sozialstaat in seinen verschiedenen Themenfeldern darauf 

reagieren? Wie kann der Sozialstaat mit seinen Maßnahmen und Institutionen aktiv zum 

Umweltschutz beitragen bzw. diese klima- und umweltfreundlich ausgestalten?

Die Literatur zur ökologischen Transformation sowie zu Entwürfen einer sozial-

ökologischen Politik und Eco-Welfare States verortet aktuelle Umweltprobleme und 

Ungleichheiten in einer ökologisch nicht nachhaltigen Wirtschaftsweise, die einerseits 

zu dem aktuellen Wohlstand (auf Basis fossiler Energieträger) geführt hat und von 

sozialstaatlichen Entwicklungen begleitet war, andererseits aber auch mit der Übernut-

zung von Ressourcen und dem Klimawandel einhergeht. Vorschläge zur Gestaltung von 

Transformation, die ohne Wachstum auskommen oder auf De-Growth setzen, enthalten 

normative Konzepte, die zum Teil weitreichende Auswirkungen auf die Mechanismen des 

11	 Im Entwurf des Nationalen Energie- und Klimaplans für Österreich 2023 findet sich eine 
Auflistung aktueller Maßnahmen zur sozialen Ausgestaltung von Klimamaßnahmen und 
Bekämpfung von Energiearmut.
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Sozialstaates hätten. Der Übergang von einer erwerbszentrierten Gesellschaft zu einer 

Tätigkeitsgesellschaft, in der die Grundversorgung stärker dekommodifiziert ist  –  also 

unabhängig vom Erwerbseinkommen erfolgt  – , ist ein solches Konzept: Hier garantiert der 

Sozialstaat grundlegende Bedürfnisse über Universal Basic Services (Wohnen, Bildung, 

Betreuung, Gesundheit etc.) in Verbindung mit finanzieller Sicherheit (im Vordergrund 

steht Suffizienz im Sinne von „ausreichend“ [Lage, 2022]), mit (aufgrund ihrer egalisie-

renden Wirkung) zentraler Bedeutung der Sachleistungen (vgl. Studie „Armutsfester 

Sozialstaat“). Ein an Besitz und Erwerbseinkommen orientiertes Wohlstandssystem wird 

durch das Konzept der Basic Needs (z. B. Wohn-, Konsum- und Mobilitätsbedürfnisse) 

ersetzt. 12 

In Bezug auf die Finanzierung des traditionellen Sozialstaats stellt sich dann 

allerdings die bisher unbeantwortete Frage, ob und wie dieser ohne Wirtschaftswachstum 

auskommen könnte bzw. welche Sozialleistungen finanzierbar blieben. Andere Konzepte 

wie Just Transition setzen gerade auf eine Stärkung der Erwerbsarbeit als wesentliche 

Einkommens- und Finanzierungsquelle sozialstaatlicher Strukturen. Der Green New 

Deal 13 fokussiert einerseits auf die Absicherung gegenüber neuen Risiken, andererseits 

(vorrangig, aber nicht nur) auf Dekarbonisierungsstrategien (siehe hierzu auch den Exkurs 

zu „EU-Energie- und Klimapolitik“ in Kapitel 2.1.1.1). Beide Ansätze sind eher in einem 

nach wie vor wachstumsorientierten Paradigma bzw. Green Growth verortet. Einen 

Überblick zu den Implikationen unterschiedlich weit reichender transformativer Ansätze 

bzw. angestrebter künftiger Wachstums-, Wirtschafts- und Gesellschaftsmodelle, zu den 

damit verbundenen Herausforderungen und Aufgaben eines Sozialstaates sowie auch zu 

den verfolgten Politikansätzen, Normen und Maßnahmenvorschlägen geben Nenning et 

al. (2023). Welche Rolle die (Erwerbs-)Arbeit in den verschiedenen Modellen einnimmt 

und einnehmen kann, umreißt ergänzend der nachfolgende Exkurs zu „(Erwerbs-)Arbeit 

im Postwachstumsdiskurs“.

Exkurs: (Erwerbs-)Arbeit im Postwachstumsdiskurs
Österreich verfolgt eine Strategie aktivierender Arbeitsmarktpolitik, die Sozial-

politik nicht nur als Auffangnetz, sondern auch als Wettbewerbs- und Pro-

duktionsfaktor versteht (Globisch & Madlung, 2017; Leoni, 2020; Neier et al., 

2022). Dabei sollen wirtschaftliche Effizienz und soziale Gerechtigkeit parallel 

verfolgt werden können. Ziel der Arbeitsmarktpolitik ist die Vollbeschäftigung. 

Im Postwachstumsdiskurs steht diese jedoch in der Kritik (Seidl & Zahrnt, 

2019). Im Post-Work-Diskurs wird die Erwerbsarbeit als soziale Norm infrage 

12	 In diesem Zusammenhang werden auch Konsumkorridore diskutiert, also konsumbezogene 
Mindest- als auch Obergrenzen, um umweltschädlichen Überkonsum zu vermeiden (siehe 
z. B. Jaeger-Erben et al., 2020). Auch Obergrenzen für Einkommen und Reichtum werden 
teilweise vorgeschlagen. Einen Überblick geben Nenning et al. (2023).

13	 Siehe hierzu auch https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/
european-green-deal_de [16. 12. 2023].

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
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gestellt, weshalb Arbeitszeitreduktion u. a. zur Senkung von umweltschädli-

cher Produktion diskutiert wird (Gerold et al., 2023). Dem liegt die Annahme 

zugrunde, dass die Bereitstellung von öffentlichen Leistungen wie dem öffent-

lichen Verkehr, Naherholungsflächen und günstigem und klimafreundlichem 

Wohnraum die Notwendigkeit von höheren Einkommen bzw. langen Arbeits-

zeiten reduziert, wodurch die Nachfrage nach Konsumgütern sinkt und auch 

ein Beitrag zur Gleichstellung geleistet wird. Inwiefern diese konzeptionellen 

Ansätze zu einer umweltfreundlicheren und geschlechtergerechten Arbeit 

beitragen, ist aktuell allerdings noch unklar. 

Während systemtransformierenden Ansätzen die empirische Basis bezüglich ihrer 

Umweltwirksamkeit zum Großteil fehlt, was nicht zuletzt dem Problem geschuldet ist, 

dass Systeminnovationen ex-ante kaum bewertet werden können, gilt die Effektivität 

umweltpolitischer Maßnahmen zur Gestaltung von Kreislaufwirtschaft, Transformation 

des Energiesystems und verbesserter Energieeffizienz als gesichert (Aigner et al., 2023). 

Die im Folgenden ausgearbeiteten Ansatzpunkte für eine ökologisch nachhalti-

gere Ausgestaltung des Sozialstaates sowie seine Anpassung an mit Klimawandel und 

Klimaschutzmaßnahmen verbundene Herausforderungen basieren weniger auf normativen 

Forderungen als vielmehr auf empirischen Ergebnissen (Mandelli, 2022; Hasanaj, 2023). 

Insbesondere wird die Frage nach der Art des künftigen Wachstums offengelassen, 

da ihre Beantwortung eine vorhergehende politische Richtungsentscheidung zu Art 

und Ausmaß der Transformation sowie zum angestrebten normativen Wirtschafts- und 

Gesellschaftsmodell voraussetzt. 

Dabei wird angesichts der komplexen Interdependenzen und Unsicherheiten auch 

nicht auf die konkrete Problemlösung fokussiert, sondern auf das Konzept der Politik-

integration, das Lösungen immer wieder neu möglich machen und Silodenken zwischen 

Umwelt- und Sozialpolitik überwinden soll. Zur raschen Bekämpfung des Klimawandels gilt 

ein Policy-Mix aus ökonomischen Instrumenten durch gezielte Preisanreize (CO2-Steuern 

und Förderungen), regulatorischen Instrumenten (Technologiestandards, Emissionsvor-

gaben und Umweltvorschriften) und infrastrukturellen sowie bewusstseinsbildenden 

Maßnahmen (Umweltbundesamt, 2023a) als erfolgversprechend.

2.1.2  �Vom traditionellen zum ökologisch nachhaltigen Sozialstaat
Im traditionellen Zugang reguliert der Sozialstaat die Zielkonflikte zwischen den Produk-

tionsfaktoren Kapital und Arbeit (Hickel, 1984). „Naturressourcen“ wie Bodenschätze, 

Luft und Wasser oder die für unbezahlte Sorgearbeit aufgewendete Zeit werden dabei 

nicht direkt adressiert. Sowohl der Produktionsbereich (Kapital und Arbeit) als auch der 

Konsumtionsbereich hinterlassen ökologische Belastungen, deren Reduktion auf der 

politischen Agenda sowohl der EU als auch der Nationalstaaten steht. Die Herausforde-

rungen für einen „ökologisch nachhaltigen Sozialstaat“ liegen nun in der Neuregulierung 

der alten Interessensgegensätze unter Berücksichtigung des bisher ausgeblendeten 
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Ressourcenverbrauchs bzw. der Übernutzung sowie des Klimawandels (Kromp-Kolb, 

2023). Während kompensatorische wie auch investive Sozialpolitik die Quelle der Risiko

produktion weitgehend unbeeinflusst lassen, zielt ein präventiver, aber vor allem ein 

transformativer Sozialstaat auf eine Veränderung der ressourcen- und klimaschädlichen 

Produktions- und Konsumtionsbedingungen ab (Meinhart et al., 2022). Damit stellt die 

Forcierung bzw. Begleitung des Transformationsprozesses eine neue Aufgabe für den 

Sozialstaat dar (Mandelli, 2023). Gleichzeitig gewinnen die traditionellen Ziele, d. h. die 

kompensatorischen und investiven Aufgaben, an Bedeutung, da Klimaveränderungen und 

Umweltzerstörung hohe gesundheitliche, soziale und wirtschaftliche Kosten verursachen.

2.1.3  �Ökologisch nachhaltiger Sozialstaat als neue Zielorientierung
Ein ökologisch nachhaltiger Sozialstaat könnte sich grundsätzlich an dem Ziel ausrich-

ten, allen Menschen, einschließlich künftiger Generationen, die Chance zu bieten, ein 

selbstbestimmtes Leben zu führen, ohne dabei die Grundlagen ihres eigenen Lebens 

oder das Leben anderer zu gefährden (Aigner et al., 2021).

Ökologische Nachhaltigkeit ist eine neue Zielorientierung in der Ausrichtung der 

institutionellen Sozialstaatsstrukturen. Die Klimakrise betrifft unmittelbar die Lebens-

grundlage der Menschen (Ernährung, Wohnen, Gesundheit etc.), und auch klimapolitische 

Maßnahmen adressieren zu einem großen Teil lebensnotwendige Güter wie Wärme, Ener-

gie, Lebensmittel etc. Die neuen sozialen „Klimarisiken“ 14 sind in eine zukunftsorientierte, 

ökologisch sensible Sozialstaatsarchitektur einzubauen. Damit verbundene Kosten sind 

zu reduzieren bzw. für vulnerable Gruppen zu kompensieren (Frondel et al., 2017). Die 

Herausforderung besteht darin, entsprechende Strukturen zu entwickeln, auch wenn der 

Nutzen der jeweiligen Maßnahmen nur teilweise objektivierbar bzw. quantifizierbar ist 

und darüber hinaus räumliche (regional / national / international) und zeitliche Disparitäten 

von Kosten und Nutzen klimapolitischer Maßnahmen bestehen (Menges & Traub, 2012).

Genau wie bisher sozialstaatliche Strukturen dazu dienen, Interessenskonflikte 

zu regulieren, bedeutet die Transformation in Richtung eines ökologisch nachhaltigen 

Sozialstaats ebenfalls die Regulierung unterschiedlicher Ziele und Interessen, die teilweise 

harmonieren, aber auch konfligieren können. Dabei müssen die Ziele und Maßnahmen der 

Klimapolitik einer sozialpolitischen Abwägung unterzogen werden, um sicherzustellen, 

dass sie nicht miteinander in Konflikt geraten. Das bedeutet, dass eine ökologisch nach-

haltige Sozialpolitik jedenfalls so ausgestaltet sein muss, dass einerseits die sozialen 

Auswirkungen des Klimawandels sowie der Klimapolitik abgefedert und andererseits 

die klimaschädlichen Auswirkungen der Sozialpolitik verringert werden, sodass der 

Sozialstaat neben anderen relevanten Politikbereichen (Verkehrspolitik, Wohnpolitik, 

Infrastrukturpolitik etc.) auch einen Beitrag zu einer sozial-ökologischen Transformation 

leistet. Inwieweit und mit welchen Instrumenten der Sozialstaat darüber hinaus eine 

tiefgreifende sozial-ökologische Transformation der Wirtschaftsweise unterstützen kann, 

14	 IPCC (2022) definiert 127 Hauptrisiken, also Risiken, die potenziell schwerwiegende nachtei-
lige Folgen für Menschen und sozial-ökologische Systeme haben.
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kann ohne eine vorhergehende politische Entscheidung über die konkrete Ausformung 

und Intention einer solchen nicht bestimmt werden. Eine transparente Zielabwägung 

und  darstellung kann auch die Akzeptanz von Klimaschutzmaßnahmen erhöhen (Menges 

& Traub, 2012). Die Herausforderung dabei wird sein, die langfristige Ausrichtung, die 

über mehrere Legislaturperioden hinausgeht, in den Mittelpunkt zu stellen. Zudem ist es 

von zentraler Bedeutung, die Budget- und Steuerpolitik mit den Zielen eines ökologisch 

nachhaltigen Sozialstaats zu koordinieren, um mögliche Zielkonflikte zu vermeiden.

Bestimmte Bereiche sozialstaatlichen Handelns beeinflussen den Klimawandel 

unmittelbar, insbesondere durch Emissionen aus Mobilität, Wohnungsbau und Gesund-

heitswesen. Die sozial-ökologische Transformation erfordert demnach Maßnahmen zur 

Reduzierung von Emissionen und die Entwicklung innovativer Lösungen, die Verhaltensän-

derungen sowohl in gefährdeten Gruppen als auch darüber hinaus ermöglichen. Zusätzlich 

ist finanzielle Unterstützung notwendig, beispielsweise für bauliche Maßnahmen. Auch 

ein verbesserter Zugang zu einer qualitativ hochwertigen und ökologisch nachhaltigen 

öffentlichen Infrastruktur, einschließlich Betreuung, Gesundheitswesen, Pflege und 

Verkehr, und deren Ausweitung in Richtung von Universal Basic Services wirkt sowohl 

ökonomischen als auch regionalen Ungleichheiten entgegen. 

Die Anpassung an den Klimawandel sowie Klimaschutzmaßnahmen erfordern 

in einigen (Politik-)Bereichen eine grundlegende strukturelle Neugestaltung. Besonders 

betreffend die Erwerbsarbeit sind sozial- und arbeitsmarktpolitische Instrumente 

erforderlich, um einerseits die negativen Auswirkungen des Transformationsprozesses 

abzumildern, wie die möglicherweise punktuell steigende Arbeitslosigkeit durch den 

Wegfall von Berufen mit hohen Treibhausgasemissionen, hoher Material- und Wasser

extraktion und Landnutzung (Schneider, 2023). Andererseits eröffnen sich durch den 

Transformationsprozess aber auch Beschäftigungsoptionen bzw. neue Beschäftigungs-

felder, wofür Neu-, Re- und Umqualifizierungen notwendig werden. Deren sozial-inklusive 

Gestaltung ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass alle gesellschaftlichen Gruppen 

an den neuen Beschäftigungsmöglichkeiten teilhaben können. Daher ist der Bereich der 

Aus- und Weiterbildung nicht nur als Ressource für die Vermittlung grüner Kompetenzen 

neben ausreichend Basiskompetenzen entscheidend, sondern auch, um ein nachhaltiges 

Wirtschaftssystem voranzutreiben, das ökologisch nachhaltige Produktion und Dienst-

leistungen in Österreich fördert. 

Abbildung 1 illustriert den Übergang vom klassischen zum ökologisch nachhalti-

gen Sozialstaat durch strukturelle Veränderungen in verschiedenen Handlungsfeldern, 

wobei sich die entsprechenden Verpflichtungen zum Teil aus verschiedenen klimapoli-

tischen Regelungen (siehe hierzu auch den Exkurs zu „EU-Energie- und Klimapolitik“ in 

Kapitel 2.1.1.1) ergeben. 
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Abbildung 1: Vom traditionellen zum ökologisch nachhaltigen Sozialstaat

Quelle: eigene Darstellung
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Zuständigkeitsbereich der traditionellen Sozialpolitik fällt. So sind klarerweise Raum- und 

Verkehrsordnung mit ihrer Wirkung auf die Lebensbedingungen und die Umwelt von 
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2.2  �Gesundheit und Pflege

•	 Im Bereich des (urbanen) Hitzeschutzes ist eine Aktualisierung von Stadt-

planung und Landnutzung langfristig am effektivsten, so etwa durch Kalt- 

und Frischluftschneisen, Begrünung, Beschattung und Entsiegelung.

•	 Besondere Hitzeschutzmaßnahmen in Gesundheits- und Pflegeeinrichtun-

gen beziehen sich etwa auf die Festlegung von Temperaturhöchstwerten 

und die Installation mikrobiologisch unbedenklicher, klimafreundlicher 

Lüftungs- und Kühlungssysteme.

•	 Informationskampagnen und Maßnahmen im Bereich der aktiven Mobilität 

und der Ernährung bieten klima- und gesundheitspolitische Co-Benefits. 

•	 Ein klimafittes Gesundheitssystem fördert Prävention und allgemeine 

Gesundheitskompetenz und vermeidet Fehlversorgung und Übermedikati-

onen. Primärversorgungseinheiten sowie telemedizinische Ansätze können 

gesundheitsbezogene Mobilität verringern.

•	 Der klimaschonende Betrieb von Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen be-

trifft etwa die Standortwahl (z. B. Orientierung an Kälteverfügbarkeit), die 

energieoptimierte Konstruktion, eine ressourcenschonende Energiebereit-

stellung, die Beachtung von Energieeffizienz und Fragen der Verpflegung, 

Beschaffung, Entsorgung und Mobilität.

2.2.1  �Problemaufriss
Klimabedingte Herausforderungen für den Gesundheits- und Pflegesektor entspringen 

sowohl akuten Klimawandelfolgen wie Hitze und Naturkatastrophen als auch langsamen 

Veränderungen z. B. des Temperatur- und Niederschlagsmusters. In nahezu allen Fach-

gebieten der Medizin zeigt sich eine erhöhte Krankheitslast aufgrund des Klimawandels 

(Traidl-Hoffmann et al., 2021). Die stärksten Gesundheitsfolgen sind durch Hitze zu 

erwarten (CCCA, 2020). Diese können mit einer Vielzahl von Diagnosen einhergehen, die 

unter dem ICD-10-Code T67 als „Schäden durch Hitze und Sonnenlicht“ zusammengefasst 

sind, und erhöhen die Morbidität und Mortalität bestehender (vor allem respiratorischer 

und kardiovaskulärer) Erkrankungen (Schlegel et al., 2021). Für Österreich werden für den 

Rekordsommer 2022, d. h. für den bis dahin heißesten europäischen Sommer seit Beginn 

der Aufzeichnungen, 419 Hitzetote angenommen (Ballester et al., 2023). 

Jedoch werden Gesundheitsrisiken durch den Klimawandel nicht nur aufgrund von 

Hitzewellen angenommen, sondern beispielsweise auch aufgrund der  –  in der Vergröße-

rung des Habitats der Wirte begründeten  –  Zunahme vektorübertragener Krankheiten, 

die bislang als Tropenkrankheiten bekannt waren (Bakran-Lebl & Reichl, 2023; Baylis, 

2017; Brugueras et al., 2020), der Erhöhung von Prävalenz und Schwere allergischer 

Atemwegserkrankungen aufgrund der Veränderung von Blühperioden (Eguiluz-Gracia, 

2020; Winklmayr et al., 2022), der Beschleunigung der Entwicklungsraten toxigener 
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Pilze (Vilcins et al., 2018) und der Zunahme von Antibiotikaresistenzen durch die erhöhte 

Prävalenz bakterieller Infektionen (Burnham, 2021). 

Darüber hinaus gibt es auch empirische Evidenz für die Zunahme von psychi-

schen Störungen (Carleton, 2017; Cianconi et al., 2020; Miles-Novelo & Anderson, 2019), 

kardiologischen Erkrankungen (Sun et al., 2018), Haut- und Weichteilinfektionen (Huang 

et al., 2016), Fettleibigkeit (An et al., 2018), Krebserkrankungen (Nichols et al., 2009; 

Stanke et al., 2013), neurologischen Erkrankungen (Lawton et al., 2019; Lian et al., 2015), 

Niereninsuffizienz (Zuo et al., 2015), Augenerkrankungen (Swynghedauw, 2009), Diabetes 

(Bunker et al., 2016), Schlafstörungen (Rifkin et al., 2018), Gichtarthritis (Park et al., 2017), 

urogenitalen Erkrankungen (Bunker et al., 2016), Elektrolyt-Ungleichgewicht bei Kindern 

(Xu et al., 2014), Geburtskomplikationen (Kuehn & McCormick, 2017; Zhang et al., 2017) 

sowie Unfallverletzungen (Binazzi et al., 2019; Otte im Kampe et al., 2016) aufgrund von 

Klimaveränderungen und Extremwetterereignissen. Häufigere Extremwetterereignisse er-

höhen zudem das Risiko für Verschüttungen, Verletzungen und dauerhafte Behinderungen 

bis hin zu Todesfällen (Butsch et al., 2023). Die gesundheitlichen Folgen der klimatischen 

Veränderungen werden mit verstärkten Hospitalisierungen und Rettungseinsätzen und 

damit einem höheren Ressourceneinsatz im öffentlichen Gesundheitssystem einhergehen 

(Rocque et al., 2021). Aufgrund der eingeschränkten Produktivität ist zudem von einem 

größeren Personalbedarf während Hitzewellen auszugehen, was Frauen, die einen 

größeren Anteil der im Gesundheitsbereich Tätigen ausmachen 15, überproportional trifft 

(Huang et al., 2013). Doch auch die Infrastruktur selbst scheint nicht zwangsläufig auf 

Klimawandelfolgen vorbereitet zu sein, können Extremwetterereignisse doch Bausubstanz 

und Stromversorgung gefährden (Klinger et al., 2014). Gerade Krankenhäuser, Pflege- und 

Altenheime werden darüber hinaus bisweilen für die fehlende Klimatisierung kritisiert, 

die u. a. mit Hygienebedenken argumentiert wird (Polt, 2019; Stafoggia et al., 2008). 

Um Zielkonflikte zu vermeiden, sind im Zusammenhang mit der Klimawandel

anpassung und einer etwaigen Transformation des Gesundheitssektors zunächst jene 

Personengruppen zu identifizieren, die überproportional von gesundheitsbezogenen 

Klimawandelfolgen betroffen sind. Dies umfasst aufgrund von mit dem Alter auftretenden 

Veränderungen hinsichtlich Thermoregulation, Gesundheitszustand, Nierenfunktion und 

Körperbeherrschung sowie einer oftmals verminderten Wasseraufnahme (Flynn et al., 

2005) etwa ältere Menschen, aber auch Kinder und Jugendliche (Brugger et al., 2022) 

sowie Kleinkinder, die ein kleineres Blutvolumen aufweisen und von der Fürsorge anderer 

Personen abhängig sind (Tourneux et al., 2009; siehe hierzu auch Kapitel 2.3). Vulnerabel 

sind weiters Schwangere, Menschen mit Behinderung, Personen, die Vorerkrankungen 

haben oder entwässernde Medikamente einnehmen sowie pflegebedürftige oder bett-

lägerige Menschen, die oft weniger Durst verspüren und über eine verringerte Fähigkeit 

zur Selbstversorgung verfügen (Kenny et al., 2010; Schifano et al., 2009). Zudem trifft der 

Klimawandel Personen mit eingeschränkten finanziellen Ressourcen unverhältnismäßig 

15	 So machten Frauen 2022 81,4 Prozent des nichtärztlichen Gesundheitspersonals in Kranken-
anstalten aus (BMSGPK, 2023).
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stark (Kazmierczak, 2022), da sie weniger Zugang zu Grünflächen oder klimatisierten 

Räumen haben (Arnberger et al., 2017; WHO, 2019), häufiger in körperlich anstrengenden 

Berufen oder im Freien arbeiten (Beermann et al., 2021) und eine höhere Grundprävalenz 

für chronische (körperliche und psychische) Erkrankungen aufweisen (Kovats & Hajat, 

2008). Auch soziale Isolation stellt einen Risikofaktor dar, da sie mit der Verzögerung 

von Unterstützung und ärztlicher Versorgung hitzebedingter Erkrankungen einhergehen 

kann (Kovats & Hajat, 2008). 

2.2.2  �Ansatzpunkte für die sozial-ökologische Transformation
Ziel eines klimafitten Sozialstaats ist die systemische Berücksichtigung der Wechselbe-

ziehungen zwischen Gesundheit, Klima und Ungleichheit, um Lösungswege zu finden, 

durch die mehrere Co-Benefits erreicht werden können (Haas et al., 2023). Wesentliche 

Co-Benefits lassen sich demnach beispielsweise rund um Maßnahmen zur Förderung 

der aktiven Mobilität (z. B. einladende Infrastruktur durch Stadt- bzw. Verkehrsplanung), 

Maßnahmen im Ernährungssystem (z. B. ernährungsphysiologisch empfehlenswerte 

Gemeinschaftsverpflegung und Kennzeichnungspflichten) sowie Maßnahmen im Bereich 

der Stadt- und Raumplanung (z. B. Bodenentsiegelung und wohnortnahe Infrastruktur) 

finden. Durch ein solches Maßnahmenbündel würden nicht nur Emissionen verringert und 

Boden- und Wasserqualität erhöht, sondern auch ein aus gesundheitlicher Sicht notwen-

diges Bewegungsausmaß, die Vermeidung von Übergewicht und ernährungsbezogenen 

Erkrankungen sowie die Sicherstellung einer (auch gesundheitsrelevanten) sozialen 

Teilhabe bzw. Inklusion gefördert. Initiativen hinsichtlich Gesundheitsförderung und 

Prävention wirken  –  schon allein aufgrund der bereits genannten höheren Betroffenheit 

von Menschen mit niedrigen Einkommen von psychischen und physischen Erkrankungen 

(Kovats & Hajat, 2008)  –  stets auch bestehenden Ungleichheiten entgegen.

Abgesehen von diesem Leitprinzip, Klimaschutz, Gesundheitsschutz und die 

Bekämpfung von Ungleichheit gemeinsam zu denken, werden mehrere Einzelmaßnah-

men vorgeschlagen, die in solche zu Hitzeschutz und Klimawandelanpassung (siehe 

Kapitel 2.2.2.1) und solche zu Emissionsreduktion und Klimaschutz (siehe Kapitel 2.2.2.2) 

unterteilt werden. Die Umgestaltung des Gesundheitssystems erfolgt dabei stets unter 

dem Gesichtspunkt, Emissionen weiter zu reduzieren, die Qualität der Versorgung aber 

unangetastet zu lassen bzw. zusätzlich zu erhöhen.

2.2.2.1  �Gesundheitsbezogene Klimawandelanpassungsmaßnahmen
Die Österreichische Strategie zur Anpassung an den Klimawandel widmet der Gesund-

heit im Aktionsplan ein eigenes Aktivitätsfeld samt Verwundbarkeitsabschätzung und 

konkreten Handlungsempfehlungen (BMNT, 2017). Das Ausmaß der Übersterblichkeit 

aufgrund von Hitze wird massiv davon beeinflusst, inwiefern entsprechende Maßnahmen, 

etwa in Form der Ermöglichung einer Abkühlung, ergriffen werden (Guo et al., 2018). Im 

Bereich des (urbanen) Hitzeschutzes erscheint eine Aktualisierung von Stadtplanung und 

Landnutzung langfristig am effektivsten, so etwa der Erhalt von Kalt- und Frischluftschnei-

sen, die verstärkte Begrünung von Städten und urbanen Gebieten, die Orientierung 
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am Schwammstadt-Prinzip, die Erhöhung der Rückstrahlung durch Verwendung heller 

Asphaltbeschichtungen sowie das Einrichten von Schattenplätzen und stadtklimatisch 

wirksamen (und kostenfrei zugänglichen) Freiflächen (Kluge et al., 2022; Smith et al., 

2023; WHO, 2019; siehe hierzu auch Kapitel  2.4). Neben dem urbanen Raum sollten 

Hitzeschutzpläne auch solche Regionen im Blick haben, die aufgrund der Bevölkerungs-

zusammensetzung vulnerabel erscheinen (Kovats & Hajat, 2008). In Österreich betrifft 

dies etwa das Waldviertel und Osttirol, wo besonders viele Personen über 65 Jahren (bei 

gleichzeitig geringer Versorgungsdichte mit Gesundheitsinfrastruktur) wohnen (Horváth 

et al., 2023). Bedeutend sind nicht zuletzt Hitzeaktionspläne sowie die kontinuierliche 

Information der Bevölkerung über die Intensität klimabedingter Belastungsfaktoren wie 

Hitze oder Ozon (Grewe et al., 2012). 

Auch Gesundheitseinrichtungen selbst müssen an die veränderten klimatischen 

Bedingungen (z. B. die Zunahme von Hitzetagen und Extremwetterereignissen) ange-

passt werden (APCC, 2019). Dies inkludiert zunächst die Festlegung von Temperatur-

höchstwerten und die Installation geeigneter Lüftungs- und Kühlungssysteme (Huang 

et al., 2013). Dämmung, Beschattungsanlagen bzw. Boden- und Deckenkühlung mittels 

Fern- und Wasserkälte sind mikrobiologisch unbedenkliche Möglichkeiten zur Kühlung, 

die zudem energieeffizient sind (Polt, 2019). Energieintensive Kühlung, die zudem die 

Umgebungstemperatur des Gebäudes erhöht, gilt es zu vermeiden. Gesundheits- und 

Pflegeeinrichtungen bezüglich der Versorgung mit Fernkälte gegenüber Gebäuden zu 

priorisieren, in denen auch herkömmliche Klimatechnikanlagen risikoarm eingesetzt 

werden können, erscheint daher indiziert. Für Gesundheitseinrichtungen sind darüber 

hinaus Hitzeschutzpläne sowie Notfallpläne etwa zum Gesundheitsschutz bei Vegetati-

onsbränden in Trockenperioden und Hitzewellen ebenso bedeutsam wie die Etablierung 

von Hitzeschutzverantwortlichen (WHO, 2019). 

Große Bedeutung hat auch die Verankerung der gesundheitsbezogenen Klima-

kompetenz in Lehrplänen des österreichischen Gesundheits- und Pflegepersonals sowie 

in berufsrechtlichen Fortbildungen und fakultativen Weiterbildungen (Brugger & Horváth, 

2023). Grob ist hiermit das Wissen betreffend die Wechselwirkungen von Klima und 

Gesundheit gemeint, was sich einerseits auf Maßnahmen zur Klimawandelanpassung und 

andererseits auf solche zur Emissionsreduktion beziehen kann (WHO, 2019). Ebenso sind 

entsprechende Schulungsprogramme für pflegende Angehörige ratsam. Eine besondere 

Rolle könnte hier auch den jüngst etablierten Community Nurses zukommen, die eine 

zentrale Vermittler:innenrolle zwischen Pflegepersonen, ihren Angehörigen, den lokalen 

Pflegediensten und den Gemeinden innehaben.

2.2.2.2  �	 Klimaschutzmaßnahmen im Gesundheits- und Pflegebereich
Der Gesundheitssektor beeinflusst mit einem quantifizierten CO2-Fußabdruck 

von 6,7  Prozent der nationalen CO2-Emissionen das Klima in direkter Weise (Pichler 

et al., 2019). Obwohl es sich demnach  –  in Anbetracht des gesellschaftlichen Nutzens 

des Gesundheitssektors, der noch weit über seinen BIP-Anteil von 11,4  Prozent (im 
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Jahr 2022 16) hinausgeht  –  um einen in Relation gesehen klimaschonenden Bereich des 

Sozialstaates handelt, können Schwerpunktsetzungen und mitunter einfache, etwa 

organisatorische oder bauliche Adaptionen dazu beitragen, die Emissionen zusätzlich zu 

reduzieren (und hierdurch längerfristig auch weiteren klimabedingten Gesundheitsrisiken 

entgegenzuwirken)  –  bei gleichbleibender bzw. verbesserter Qualität der Versorgung. 

Die ambulante Versorgung ist dabei klimafreundlicher als jene im stationären Bereich, 

die Prävention klimafreundlicher als die Intervention (Brugger et al., 2023). 32 Prozent 

des CO2-Ausstoßes innerhalb des österreichischen Gesundheitssektors entfallen auf 

den stationären Bereich, während der niedergelassene Bereich für 18 Prozent und die 

Langzeitpflege älterer Menschen für 7 Prozent der Emissionen verantwortlich zeichnen 

(Weisz et al., 2020). Der Rest verteilt sich auf den medizinischen Einzelhandel, Investi-

tionen, Prävention, Verwaltung, Hilfsdienste und Sonstiges.

Der Einbezug klimabezogener Kriterien in Wirkungs- und Effizienzanalysen 

gesundheitspolitischer Entscheidungen sowie eine Umgestaltung des Gesundheitssys-

tems, die Prävention und allgemeine Gesundheitskompetenz fördert und Ineffizienzen, 

unnötige Krankenhausaufenthalte, Fehlversorgung und Übermedikationen vermeidet 

(Brugger et al., 2023; Schneider, 2023), sind zentral für die Etablierung eines klimafitten 

Sozialstaats. Schritte in Richtung der Entlastung der intramuralen Versorgung sind die 

Einrichtung von Primärversorgungseinheiten, die Stärkung der ambulanten fachärztlichen 

Versorgung und die Etablierung telemedizinischer Ansätze, deren Einsparungspotenzial, 

das vorrangig durch die damit verbundene Mobilitätsreduktion realisiert wird, auf 

0,70 bis 372 kg CO2-Äquivalente 17 pro Termin geschätzt wird (Purohit et al., 2021). Ein 

besonderer Fokus eines klimafitten und sozial gerechten Gesundheitssektors sollte auf 

der Primärprävention (z. B. Impfaktionen oder Maßnahmen zur Förderung der Gesund-

heitskompetenz), der Sekundärprävention (z. B. Früherkennung) und der Tertiärprävention 

(z. B. Patient:innenschulungen) liegen. Während Österreich für die stationäre Versorgung 

jedoch mehr als die meisten anderen EU-Länder ausgibt, sind die Ausgaben für Prä-

vention und Gesundheitsförderung bislang noch unter dem europäischen Durchschnitt 

(OECD / European Observatory on Health Systems and Policies, 2021).

Doch auch hinsichtlich Errichtung und Betrieb von Gesundheits- und Pflegeinfra-

struktur ist klimaschonend vorzugehen. Bereits bei der Standortwahl sind klimarelevante 

Kriterien wie etwa die Ausrichtung des Gebäudes, die Orientierung an stadtklimatischen 

Faktoren (z. B. Kälteverfügbarkeit) sowie die Anbindung an den öffentlichen Verkehr zu 

berücksichtigen (Benz et al., 2019; WHO, 2019). Bei der Errichtung ist auf Ressourcen-

schonung und energieoptimierte Konstruktion zu achten, so etwa mittels der Verbesse-

16	 Siehe hierzu auch die Pressemitteilung von Statistik Austria unter www.statistik.at/filead-
min/announcement/2023/06/20230614Gesundheitsausgaben2022.pdf [18. 12. 2023].

17	 Das Einsparungspotenzial hängt insbesondere von der Distanz, die ohne telemedizinische 
Angebote zurückgelegt hätte werden müssen, und vom Verkehrsmittel, das hierfür gewählt 
worden wäre, ab. Die große Spannweite verdeutlicht, dass es selten „One size fits all“-
Lösungen gibt und das Ausmaß des Nutzens von Klimaschutzmaßnahmen sehr kontext
spezifisch ist.

https://www.statistik.at/fileadmin/announcement/2023/06/20230614Gesundheitsausgaben2022.pdf
https://www.statistik.at/fileadmin/announcement/2023/06/20230614Gesundheitsausgaben2022.pdf
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rung der Wärmeleistung der Gebäudehülle, z. B. durch verringerte Luftleckage, und der 

Verringerung der Kühllast, z. B. durch die Verwendung reflektierender Baumaterialien, 

die Verbesserung natürlicher Belüftung und den Anbau fester und beweglicher Beschat-

tung wie Markisoletten (Auerswald et al., 2021; WHO, 2019). Im laufenden Betrieb ist 

kohlenstoffarmes Kühlen, Lüften und Heizen sowie die Optimierung der Brauchwasser-, 

Warmwasser- und Dampfversorgung von großer Bedeutung (Weisz et al., 2020; siehe 

hierzu auch Kapitel  2.4). Neben Systemen, die auf grünen Strom, Nah- / Fernwärme 

und Wärmepumpen setzen, können auch passive Solaranlagen, Wärmerückgewinnung, 

Free-Cooling-Systeme (z. B. auf Basis von Grund-, Fluss- oder Brunnenwasser) sowie 

Adsorptions- und Absorptionskältemaschinen angedacht werden (Faraj et al., 2020; 

Wagner et al., 2022). Weitere Maßnahmen zur Energieeinsparung umfassen die Be-

leuchtungsoptimierung durch Umstellung auf LED-Systeme, die Substitution und das 

Recycling besonders klimaschädlicher Narkosegase, die Modernisierung bestehender 

(z. B. Lüftungs-)Anlagen, die Umstellung auf energieeffiziente steckerfertige Geräte sowie 

die Reduktion von Stand-by-Verlusten (Litke, 2022; Lueke & Pilny, 2023; Mezger et al., 

2021; Tegeler, 2022; Wagner et al., 2022). Mit dem Nachhaltigkeitsmanagement im Betrieb 

von Gesundheitseinrichtungen ist über den Energiebedarf hinaus eine Reihe weiterer 

klimarelevanter Aspekte verbunden. So etwa identifiziert die im Auftrag des BMSGPK 

durch das Kompetenzzentrum Klima und Gesundheit der Gesundheit Österreich GmbH 

(GÖG) entwickelte „Strategie klimaneutrales Gesundheitswesen“ neben den bereits 

dargestellten Fragen rund um Gebäude und Grünraum auch das Ernährungssystem (z. B. 

Reduktion des Fleischeinsatzes, besondere Beachtung von Regionalität, Saisonalität und 

biologischer Erzeugung, Wahlmöglichkeit kleinerer Portionen neben den Standardgrößen), 

den Einsatz von medizinischen Verfahren, die grüne Beschaffung (von Medizin- sowie 

von indirekten Produkten), die Entsorgung medizinischer Abfälle sowie Transport und 

Mobilität (z. B. Dienstreisen von medizinischem Personal oder gesundheitsbezogene 

Wege, die auch durch telemedizinische Angebote ersetzt werden könnten) als we-

sentliche Handlungsfelder einer klimaschonenden und sozial gerechten Transformation 

des Gesundheitswesens (CCCA, 2020; Clement, 2023; Moll & Raida, 2021; Wagner et 

al., 2022). In der mobilen Pflege umfassen die nötigen Schritte zudem klimaeffiziente 

Fuhrparks und eine CO2-reduzierende Routenplanung (siehe hierzu auch Kapitel 2.5). 

Das BMSGPK-Pilotprojekt „Beratung klimafreundliche Gesundheitseinrichtungen“ 

bietet bereits kostenlose Unterstützung bei der Identifikation von Verbesserungsmög-

lichkeiten an. Parallel hierzu wurden die beiden Förderungsmaßnahmen „Energieeffiziente 

Senioren- und Pflegeheime“ und „Energieeffiziente Krankenanstalten und Rehaklini-

ken“ etabliert, im Zuge derer das Klimaministerium (BMK) bis 2030 insgesamt bis zu 

350 Mio. EUR an Fördermitteln bereitstellt. 18

18	 Siehe hierzu auch www.umweltfoerderung.at/ [28. 10. 2023].

https://www.umweltfoerderung.at/
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2.3  �Familienpolitik

•	 Maßnahmen für eine gleichmäßigere Verteilung der Haus- und Sorgearbeit 

zwischen Männern und Frauen sind zu forcieren.

•	 Kinderbetreuungseinrichtungen sind durch eine möglichst klimafreund-

liche Errichtung sowie Klimawandelanpassungsmaßnahmen klimafit 

auszugestalten.

•	 Längerfristig sollte die Bereitstellung von für alle Familien leistbaren 

universellen Dienstleistungen des Grundbedarfs (Universal Basic Services) 

in Form von sozial-ökologischen Infrastrukturen angestrebt werden. 

2.3.1  �Problemaufriss

2.3.1.1  �Betroffenheit durch Klimawandel und Klimamaßnahmen
Kinder leiden, wie auch in Kapitel 2.2 erläutert, besonders unter der zunehmenden Hitze

belastung (Thiery et al., 2021; Aigner et al., 2023), da sie einerseits andere körperliche 

Voraussetzungen als Erwachsene aufweisen (Kenny et al., 2018; Böse-O’Reilly et al., 

2023; Xu et al., 2014) und andererseits Hitzeeffekte nur begrenzt einschätzen können 

(Aigner et al., 2023). Kinder und (insbesondere weibliche) Jugendliche sind zunehmend 

von Klimaangst betroffen und psychologisch besonders vulnerabel (Fulda & Höver-

mann, 2020; Marks et al., 2021; Cissé et al., 2023). Kinder leiden zudem generell unter 

klimaunfreundlichen Strukturen (Gefahren im Straßenverkehr, Verlust von verfügbarem 

Platz im öffentlichen Raum wegen des hohen Platzbedarfs für Fahrzeuge; siehe hierzu 

auch Kapitel 2.5).

Armutsgefährdete Haushalte und Kinder gehören ebenso zu den vulnerablen 

Gruppen (Helldén et al., 2021) wie Schwangere, Alleinerziehende (unter denen Frauen 

mit gut 71 Prozent deutlich überrepräsentiert sind) sowie die von Klimawandelfolgen 

betroffenen, überwiegend weiblichen Beschäftigten in Kinderbetreuungseinrichtungen 

(BMSGPK, 2021). Armutsbetroffene Haushalte leiden besonders unter Energiearmut 

(Aigner et al., 2023): Wohnungen können nicht angemessen geheizt oder gekühlt 

werden, und ein vergleichsweise hoher Anteil der Ausgaben erfolgt für Energie (siehe 

hierzu auch Kapitel 2.4 und Kapitel 2.5). Klimafreundlichere individuelle Praktiken und 

Klimaschutzmaßnahmen können mit zusätzlichen Belastungen für Familien mit geringen 

zeitlichen und finanziellen Ressourcen einhergehen. Insbesondere Frauen, die nach wie 

vor einen Großteil der Haus- und Sorgearbeit übernehmen (2021 / 22 63 Prozent, was 

4,3 Stunden pro Tag entspricht; Statistik Austria, 2023) und unter Berücksichtigung der 

Erwerbsarbeit insgesamt mehr arbeiten als Männer (7,6 Stunden versus 7,4 Stunden), 

geraten durch klimafreundliche Praktiken (etwa Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel, 

Einkauf von nachhaltig produzierten Lebensmitteln oder Verzicht auf Fertiggerichte) 

vermehrt in Zeitnot (Striessnig et al., 2022). Auch sind sie wegen der ungleichen Verteilung 
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der unbezahlten Arbeit durch Hitzetage, an denen sich der Bedarf an Sorgearbeit für die 

besonders unter Hitze leidenden Kinder und älteren pflegebedürftigen Menschen erhöht 

und diese körperlich belastender ist, weitaus mehr betroffen als Männer. Schließlich 

könnte auch die Vulnerabilität von Frauen bei Naturkatastrophen höher sein als jene von 

Männern (Riyad Fatema et al., 2019); auch könnten der Klimawandel und seine Folgen 

zu mehr Gewalt gegen Frauen und sexuelle Minderheiten führen (Rodrigues, 2022; Van 

Daalen et al., 2022). 19

Studien zum CO2-Fußabdruck von Familien fehlen für Österreich. Schätzungen 

von Theine et al. (2022) legen einen klaren Zusammenhang zwischen Einkommen 

und CO2-Fußabdruck von Haushalten sowie weiteren sozioökonomischen Haushalts

charakteristika (Haushaltsgröße, Autobesitz, Verwendung fossiler Heizsysteme, Leben 

in alleinstehenden Häusern und ländlichen Gebieten) nahe. Haushalte mit älteren 

Referenzpersonen emittieren tendenziell weniger als jene mit jüngeren. Letztere wären 

wegen ihres höheren CO2-Fußabdrucks von Klimaschutzmaßnahmen, die auf der Beprei-

sung von Treibhausgasen beruhen, überdurchschnittlich betroffen, wobei die relative 

Belastung mit steigendem Einkommen abnimmt. Dies gilt auch für Familien in ländlichen 

Gegenden, insbesondere dann, wenn Besitz und Nutzung eines Autos erforderlich sind. 

Rocha-Akis et al. (2023) zeigen, dass sich die Einkommen von jungen Eltern weniger 

dynamisch entwickelt haben als die Einkommen anderer Bevölkerungsgruppen. Da das 

Einkommen ein wichtiger Prädiktor für die CO2-Emissionen ist, sollte ihr CO2-Fußabdruck 

entsprechend geringer sein. 

Lechinger & Six (2021) finden, dass eine CO2-Steuer (als eines der zentralen 

klimapolitischen Instrumente) ohne Kompensationsmaßnahmen die Armutsgefährdungs

quote für Haushalte mit zwei Kindern geringfügig, für Alleinerziehendenhaushalte relativ 

stark erhöht. Eisner et al. (2021) zeigen eine überproportionale Belastung von Haushalten 

mit Kindern, deren Ausmaß aber wiederum von weiteren soziodemografischen Haus-

haltsmerkmalen abhängt. 

Vor dem Hintergrund der erwähnten Befunde von Rocha-Akis et al. (2023) ist 

davon auszugehen, dass junge Eltern wegen ihres im Vergleich zu anderen Bevölke-

rungsgruppen geringeren Einkommens durch preisliche Klimaschutzmaßnahmen relativ 

stärker belastet werden. Zudem ist das Einkommen eine wichtige Determinante der 

bestehenden individuellen Spielräume, zu klimafreundlicheren Verhaltensweisen über-

zugehen. Die geringe Dynamik der Einkommen junger Eltern, deutlich steigende Mieten 

und Hauspreise sowie Kreditvergabebeschränkungen für junge Familien dürften diese 

Spielräume, z. B. für eine klimafreundlichere Gestaltung der Wohnsituation durch Umzug 

oder durch Energieeffizienzmaßnahmen wie Sanierung oder Tausch der Heizsysteme, 

merklich einschränken. 

19	 Bisher liegt zu diesen Fragestellungen nur wenig empirische Literatur vor, die primär auf 
Entwicklungsländer fokussiert.
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2.3.1.2  �Beitrag der aktuellen Familienpolitik zur sozial-ökologischen 
Transformation

Familienpolitik verfolgt eine Reihe von Zielsetzungen (Rocha-Akis et al., 2021, 2023). 

Diese umfassen insbesondere den horizontalen Lastenausgleich zwischen kinderlosen 

Personen und Eltern mit Unterhaltspflichten sowie zwischen verschiedenen Familien

formen, die vertikale Umverteilung einschließlich der Armutsvermeidung, die frühkindliche 

Förderung, die Sicherstellung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Eltern sowie 

die Erhöhung der Väterbeteiligung und die Gleichstellung der Geschlechter. Als für eine 

zukunftsfähige Ausgestaltung der Familienpolitik wesentliche Herausforderungen und 

Trends werden insbesondere langfristige soziodemografische Entwicklungen (etwa die 

Pluralisierung der Familienformen, die Alterung und der damit verbundene zusätzliche 

Pflegebedarf oder die Zuwanderung) sowie die Notwendigkeit einer gleichmäßigen 

Verteilung der Erwerbs- und Sorgearbeit etwa durch eine Stärkung der Väterbeteiligung 

thematisiert (Schratzenstaller, 2021). Darüber hinausgehende, mit der notwendigen sozial-

ökologischen Transformation verbundene Anforderungen an eine zukunftsorientierte 

Familienpolitik finden dagegen bislang noch kaum Beachtung.

Eine Familienpolitik, die zur erforderlichen sozial-ökologischen Transformation 

beiträgt, hätte teils auf die Forcierung der Erreichung bestimmter traditioneller Zielset-

zungen zu fokussieren, teils diese traditionellen Zielsetzungen um zusätzliche Aspekte 

zu erweitern. 

Erstens sollte eine transformationsorientierte Familienpolitik stärker auf die 

gleichmäßigere Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit abzielen. Nicht unabhängig 

hiervon sollte zweitens der Fokus einer transformativen Familienpolitik hinsichtlich der 

Erhöhung der Väterbeteiligung bei der Kinderbetreuung sowie hinsichtlich der gleichmä-

ßigen Verteilung der Sorgearbeit für ältere und pflegebedürftige Menschen zwischen den 

Geschlechtern geschärft werden. Eine Verringerung der Doppelbelastung der Frauen bzw. 

eine gleichmäßigere Verteilung der Haus- und Sorgearbeit zwischen den Geschlechtern 

kann einen klimafreundlicheren Lebensstil im Haushalt erleichtern: Dies nämlich kann 

dazu führen, dass Güter des täglichen Bedarfs wieder verstärkt in Heimproduktion her-

gestellt und nicht als Marktgüter gekauft, dass weniger zeitsparende elektrische Geräte 

eingesetzt oder weniger Fertigprodukte konsumiert werden etc. (Smetschka et al., 2023). 

Zudem würde die zunehmende Belastung der Frauen durch Hitzetage verringert, wenn 

Männer einen höheren Anteil der Haus- und Sorgearbeit übernehmen. 

Ein drittes Ziel einer transformationsorientierten Familienpolitik wäre die Verbes-

serung von Quantität und Qualität von Kinderbetreuungseinrichtungen hinsichtlich der 

Entlastung von Eltern, aber auch hinsichtlich klimarelevanter Aspekte. Ein ausreichendes 

qualitätsvolles Kinderbetreuungsangebot kann die Doppelbelastung der Frauen reduzie-

ren, weil es Frauen eine Ausweitung der Erwerbsarbeit und Männern eine Ausdehnung 

der Haus- und Sorgearbeit (auch betreffend die innerhäusliche Pflege) erleichtert. 

Zudem soll die klimabewusste Ausgestaltung von Kinderbetreuungseinrichtungen 

forciert werden  –  einerseits, um ihren CO2-Fußabdruck zu reduzieren, andererseits, um 

die Belastung von Kindern sowie Beschäftigten insbesondere durch die mittelfristig zu 
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erwartende stark steigende Zahl der Hitzetage möglichst gering zu halten. Außerdem 

ermöglicht die Übernahme eines Teils der innerhäuslichen Kinderbetreuung durch Be-

treuungseinrichtungen, tagsüber weniger zu heizen oder zu kühlen, was insbesondere 

energiearme Familien entlastet. Zu bedenken ist, dass die zunehmende Zahl der Hitzetage 

mit Herausforderungen hinsichtlich vereinbarkeitsfreundlicher täglicher und jährlicher 

Öffnungszeiten verbunden ist, wenn Eltern ihre täglichen bzw. jährlichen Arbeitszeiten 

an die aktuellen klimatischen Bedingungen anpassen. 

Viertes Ziel einer Familienpolitik, die einer Just Transition nach dem Prinzip „Leave 

no one behind“ verpflichtet ist, ist die Vermeidung übermäßiger klimawandelbedingter 

Lasten. So sollte sie das Ziel der Armutsvermeidung um die Dimension der Energiearmut 

von Familien mit Kindern erweitern und deren übermäßige Belastung durch Klimaschutz-

maßnahmen vermeiden.

Die aktuelle österreichische Familienpolitik fokussiert auf deren traditionelle 

Ziele, die durch eine Reihe von Instrumenten adressiert werden, die sich in direkte 

Geldleistungen, indirekte Geldleistungen (Steuererleichterungen) und Sachleistungen 

(im Wesentlichen die Bereitstellung vorschulischer Betreuungseinrichtungen) unterteilen 

lassen (Schratzenstaller, 2022). Obwohl sich die Struktur der in Österreich gewähr-

ten familienpolitischen Leistungen allmählich hin zu Realtransfers, im Wesentlichen 

Kinderbetreuungseinrichtungen, verschiebt, liegt der Schwerpunkt nach wie vor bei 

Geldleistungen.

Die Ziele einer transformativen Familienpolitik werden in Österreich im Rahmen 

des bestehenden familienpolitischen Instrumentariums nur begrenzt adressiert. Trotz 

mehrerer Maßnahmen zur Erhöhung der Väterbeteiligung an der Kinderbetreuung sowie 

zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Schratzenstaller, 2022) ist die 

Väterbeteiligung konstant gering und konnte bisher kaum erhöht werden (Rille-Pfeiffer & 

Kapella, 2022). Maßnahmen zur Erhöhung der Beteiligung der Männer an der familiären 

Altenpflege fehlen bislang völlig. Mit einer österreichweiten Betreuungsquote der unter 

3-Jährigen von 31,2 Prozent (2022 / 23) ist das quantitative Angebot an Betreuungseinrich-

tungen nach wie vor unzureichend. In vielen ländlichen Regionen ist die Grundversorgung 

mit Elementarbildungseinrichtungen lückenhaft. Die derzeitigen Öffnungszeiten, die sich 

an regulären 8-Stunden-Tagen bzw. den schulischen Ferienzeiten orientieren, bieten wenig 

Spielraum für ein flexibleres Timing von Tages- bzw. Jahresarbeitszeiten, um Hitzetagen 

oder längeren Hitzeperioden auszuweichen. Darüber hinaus fehlt eine umfassende 

Strategie für eine klimafitte Ausgestaltung der Kinderbetreuungseinrichtungen sowie 

der Sachleistungen der Bundesländer und Gemeinden (etwa Förderung der Mobilität 

von Familien oder Ferienangebote für Kinder und Familien).
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2.3.2  �Ansatzpunkte für die sozial-ökologische Transformation

2.3.2.1  �Regulierungen
Im Kontext einer transformativen Familienpolitik sind vor allem Rechte, die die ge-

schlechtsspezifische Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit beeinflussen können, von 

Relevanz. Um die Väterbeteiligung zu erhöhen, könnte das Recht auf Elternteilzeit um die 

Vorgabe ergänzt werden, dass ein gewisser Anteil der insgesamt geplanten Elternteilzeit 

vom zweiten Elternteil in Anspruch genommen werden muss. Weitere Maßnahmen, wie 

etwa die Erhöhung der Anzahl der nichtübertragbaren Partner:innenmonate für den 

zweiten Elternteil im Rahmen des Kinderbetreuungsgeldes, könnten erwogen werden.

2.3.2.2  �Geldleistungen
Die familienpolitischen Geldleistungen der öffentlichen Hand sind daraufhin zu über-

prüfen, ob sie  –  gegebenenfalls in Kombination mit anderen öffentlichen monetären 

Leistungen  –  durch den Klimawandel bzw. Klimaschutzmaßnahmen induzierte besondere 

Belastungen für Familien ausreichend ausgleichen bzw. deren diesbezügliche Resilienz 

ausreichend stärken können. Dabei geht es vor allem um jene Leistungen, die auf die 

Vermeidung bzw. Reduktion von Armut im Allgemeinen und Energiearmut im Besonderen 

abzielen.

Eine CO2-Bepreisung ohne Rückverteilung der Mehreinnahmen wirkt regressiv, 

weil Haushalte mit niedrigen Einkommen einen höheren Anteil ihres Einkommens für 

CO2-Abgabenzahlungen verwenden müssen (Kirchner et al., 2019; Budgetdienst, 2019). 

Aus Familien- bzw. Kinderperspektive sind Kompensationsmaßnahmen, die die Haus-

haltsgröße bzw. das Vorhandensein von Kindern nicht berücksichtigen, unzureichend 

(Eisner et al., 2021), so etwa die Senkung von Sozialversicherungsbeiträgen oder der 

Einkommensteuer. Besser geeignet sind pauschale Ausgleichszahlungen, die Kinderzu-

schläge beinhalten, wie der österreichische Klimabonus, der einkommensunabhängige 

Pauschalzahlungen für Erwachsene und Kinder vorsieht (siehe hierzu auch Kapitel 2.7).

Eine aktuell diskutierte monetäre Kindergrundsicherung könnte zwar kurzfristig 

die (Energie-)Armut abmildern, allerdings keinen aktiven Beitrag zur sozial-ökologischen 

Transformation leisten. Sie setzt nicht an den wesentlichen strukturellen Ursachen von 

(Energie-)Armut (d. h. ein geringes Einkommen in Verbindung mit hohen Energiekosten) 

an, die ressortübergreifend im Zusammenspiel sämtlicher relevanter sozialstaatlicher 

Bereiche adressiert werden müssten. Zielführender erscheint die Anfang 2023 beschlos-

sene Empfehlung des Rates der EU 20 für eine angemessene Mindestsicherung (nicht nur 

für Kinder, sondern alle Menschen) zur Gewährleistung einer aktiven Inklusion, die neben 

Geldleistungen auch die Bedeutung öffentlicher Angebote (Kinderbetreuungseinrichtun-

gen, Gesundheitsleistungen, leistbares Wohnen, Mobilität) für eine sozial ausgewogene 

Transformation betont. Längerfristig sollte daher die Bereitstellung von für alle Familien 

20	 Siehe hierzu auch https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CE-
LEX:32023H0203(01) [18. 12. 2023].

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023H0203(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023H0203(01)
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leistbaren universellen Dienstleistungen des Grundbedarfs (Universal Basic Services) in 

Form von sozial-ökologischen Infrastrukturen angestrebt werden (Jonas et al., 2023). Im 

Handlungsfeld Familienpolitik geht es dabei etwa um Kinderbetreuungseinrichtungen.

2.3.2.3  �Infrastruktur
Aus Klimaschutzgründen sollte im Rahmen der Bereitstellung der öffentlichen Kinder-

betreuungseinrichtungen bei der Errichtung auf einen schonenden Ressourceneinsatz 

und eine klimafreundliche, die Treibhausgasemissionen minimierende Bauweise geachtet 

werden (Bancalari et al., 2021), weiters auf eine gute Anbindung an den öffentlichen 

Nahverkehr, die Nutzung erneuerbarer Energien (energieautarker Betrieb), etwa durch die 

Installation von PV-Anlagen, sowie die Abfallvermeidung (siehe hierzu auch Kapitel 2.4). 

Auch in den Betrieb von Kinderbetreuungseinrichtungen können Klimaschutzaspekte an 

verschiedenen Stellen integriert werden (klimafreundliche Mahlzeiten und Spiel- und 

Lernmaterialien, konsequente Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel bei Ausflügen).

Klimawandelanpassungsmaßnahmen sind sowohl bei der Neuerrichtung von 

Betreuungseinrichtungen oder ihrer Sanierung von Bedeutung, um die Spiel- und Lern

umgebung der Kinder zu verbessern und die hitzebedingte Belastung der vorwiegend 

weiblichen Beschäftigten zu reduzieren, als auch bezüglich der täglichen und jährlichen 

Arbeitszeiten berufstätiger Eltern. Aus Sicht der Kinder bieten darüber hinaus Kinderspiel-

plätze mit Schattenplätzen sowie Wasser zum Abkühlen und Trinken, aber auch leistbare 

öffentlich zugängliche Schwimm- und Bademöglichkeiten Erleichterung an Hitzetagen.

2.3.2.4  �Sachleistungen
Weitere Sachleistungen, die insbesondere auf der Ebene der Bundesländer bzw. Ge-

meinden relevant sind, sind klimabewusst zu gestalten. Dies betrifft Mobilitätshilfen für 

Familien bzw. Kinder, Familienurlaube oder Ferienaktionen für Kinder sowie Familienpässe.

2.3.2.5  �Bewusstseinsbildung
Aufgrund der zunehmenden Zeitnot vor allem in Familien mit jüngeren Kindern kann die 

Familie ihre zentrale Rolle für klimabewusste Sozialisation und Erziehung der nächsten 

Generationen, aber auch den intergenerationellen Diskurs über die Bedeutung von 

Umwelt- und Klimaschutz immer weniger erfüllen, sodass ein Beitrag der Familienpolitik 

neben strukturellen Maßnahmen auch im Bereich der Bewusstseinsbildung bei Eltern und 

Kindern umso wichtiger wäre. Früh im Lebenslauf ansetzende Interventionen etwa in 

Kinderbetreuungseinrichtungen können besonders wichtig sein. So kann beispielsweise 

ein klimabewusster Betrieb von Kinderbetreuungseinrichtungen (z. B. ein nachhaltiges 

Essensangebot) vorbildhaft zur Illustration nachhaltiger Konsummuster und Lebensstile 

wirken. Gleiches gilt für klimabewusste Unterstützungsmaßnahmen im Bereich der Mobi-

lität, beispielsweise den Erwerb von Kompetenz zur Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 

im Rahmen von Ausflügen.
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2.3.2.6  �Rechtliche / institutionelle Rahmenbedingungen
Eine wichtige rechtliche Grundlage für klimabewusste Maßnahmen im Bereich der Famili-

enpolitik ist die „Allgemeine Bemerkung Nr. 26 zu den Kinderrechten und der Umwelt mit 

besonderem Fokus auf den Klimawandel“ des UN-Kinderrechtsausschusses (kurz GC26  –  

United Nations Convention on the Rights of the Child, 2023), die die Vertragsstaaten der 

UN-Kinderrechtskonvention angesichts des rapiden Voranschreitens des Klimawandels 

zu sofortigem Handeln verpflichtet, um für die Einhaltung der Kinderrechte zu sorgen. 

Im Rahmen der wirkungsorientierten Haushaltsführung des Bundes sollten 

Auswirkungen von Gesetzesvorhaben auf künftige Generationen stärker berücksichtigt 

werden. Darüber hinaus wäre die Einbindung der jüngeren Generation in die politische 

Entscheidungsfindung bzw. in politische Prozesse zu intensivieren. Schließlich erscheint 

eine Steuerfinanzierung der derzeit großteils mittels des lohnsummenbasierten Fami-

lienlastenausgleichsfonds-Beitrags der Unternehmen finanzierten familienpolitischen 

Leistungen angeraten, was zugleich die Lohnnebenkosten und damit die Abgaben auf 

Arbeit reduzieren würde (Rocha-Akis et al., 2021; siehe hierzu auch Kapitel 2.7).

Familienpolitik als Querschnittsmaterie ist für alle anderen Bereiche der Sozial

politik von Relevanz. Sie allein kann jedoch nicht sämtliche Betroffenheiten vor allem 

vulnerabler Gruppen kompensieren. Daher sind im Sinne der Politikkohärenz relevante 

Schnittstellen zu den anderen für die Förderung der sozial-ökologischen Transformation 

relevanten Handlungsfeldern (Wohnen, Mobilität, Gesundheit, Pflege, Bildung, Sozial-

leistungen) zu identifizieren sowie Maßnahmen und Ansatzpunkte der Familienpolitik 

erforderlichenfalls mit jenen weiterer für Familien und Kinder relevanter sozialpolitischer 

Bereiche zu koordinieren. Auch bedarf es einer stärkeren Koordination von familienpoli-

tischen Maßnahmen und Initiativen im österreichischen föderalen System. Dies betrifft 

einerseits die horizontale Koordination zwischen Gebietskörperschaften einer Ebene 

(Bundesländer, Gemeinden), etwa in Form von gemeinsamen Standards und Strategien 

(wie beispielsweise zur klimafitten Ausgestaltung von Kinderbetreuungseinrichtungen). 

Andererseits sollte auch die vertikale Koordination von familienpolitischen Maßnahmen 

zwischen den gebietskörperschaftlichen Ebenen verbessert werden, beispielsweise die 

Abstimmung von Geldleistungen zur Vermeidung von Energiearmut von Familien. Ge-

nerell sollte dem Grundsatz, dass die Politik die Rechte künftiger Generationen stärker 

berücksichtigen muss, mehr Beachtung geschenkt werden.
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2.4  �Wohnen

•	 Wohnen trägt wesentlich zu den Treibhausgasemissionen bei. Das oberste 

Einkommensquintil hat einen doppelt so hohen CO2-Fußabdruck wie 

das unterste Quintil. Den Klimawandelfolgen (beispielsweise Hitze) sind 

jedoch einkommensschwächere und vulnerable Gruppen deutlich stärker 

ausgesetzt.

•	 Eine klima- und sozialverträgliche Bereitstellung von Wohnen bedarf einer 

Gebäudeinfrastruktur mit minimalem Energiebedarf sowie fossilfreier 

Energiesysteme.

•	 Aufgrund der komplexen Wechselwirkungen zwischen Klimawandel, 

Betroffenheit durch Klimawandelauswirkungen sowie der differenzier-

ten Betroffenheit nach sozioökonomischen Kriterien sind ein vielfältiges 

Maßnahmenbündel und die Integration unterschiedlicher Politikbereiche 

und -ebenen erforderlich. Maßnahmen reichen von der Raumplanung über 

Bauordnungen bis zur sozial treffsicheren Gestaltung von Förderungen.

•	 Von besonderer Bedeutung ist die Raumnutzung (Raumplanung, Flächen-

widmung), weil dadurch sowohl Zielkonflikte als auch Synergien mit konkre-

teren Maßnahmen (z. B. Wohnbauförderung) entstehen können.

•	 Neben Förderungen spielen auch Bepreisungsinstrumente für eine klimaf-

reundliche Umgestaltung des Handlungsfelds Wohnen eine wichtige Rolle.

21	 Quintile meinen Einkommensfünftel, d. h. Werte, die die Einkommensverteilung in fünf gleich 
große Teile teilen.

2.4.1  �Problemaufriss
Das Handlungsfeld Wohnen ist mit beträchtlichen Treibhausgasemissionen verbunden 

und durch unterschiedliche Klimafolgen betroffen. Einerseits trägt der Bereich durch 

den Verbrauch von fossilen Energieträgern wesentlich zu den Emissionen bei, und die 

Langlebigkeit der gebauten Infrastruktur bestimmt die Klimawirkung über einen langen 

Zeithorizont. Andererseits steigen die Klimarisiken, und die Klimawandelfolgen haben 

wiederum Auswirkungen auf die Wohnverhältnisse. Die Betroffenheit durch Klimawan-

delfolgen zeigt Unterschiede nach sozioökonomischen Charakteristika sowie räumlichen 

Strukturen. Den Klimawandelfolgen besonders ausgesetzt sind Personen mit niedrigem 

Einkommen sowie ältere und kranke Personen. Je nach sozioökonomischen Charakte-

ristika unterscheiden sich die Handlungsoptionen, individuelle Maßnahmen zu treffen. 

Der Verbrauch von Energie stellt anteilsmäßig eine wesentliche Ausgabenkatego-

rie insbesondere für Haushalte mit geringem Einkommen dar. Das unterste Einkommens-

quintil 21 gibt laut Konsumerhebung 2019 / 2020 einen deutlich höheren Anteil (7,0 Prozent) 

des Haushaltseinkommens für Energie für Wohnen aus als das oberste Einkommensquintil 
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(2,1 Prozent). Die Unterschiede im Energieverbrauch und den Energiekosten werden von 

einer Reihe von Einflussfaktoren wie Wohnform (Haus oder mehrgeschoßiger Wohnbau), 

Heizsystem, Wohnungsgröße, thermische Qualität des Gebäudes, Nutzer:innenverhalten, 

Anzahl der Haushaltsmitglieder oder Haushaltsausstattung mit energieverbrauchenden 

Geräten und deren Energieeffizienz bestimmt. 

Mit dem Energieverbrauch für Wohnen gehen entsprechende Emissionen einher. 

Berechnungen auf Basis der Nutzenergiebilanz 2021 der Statistik Austria und energie-

trägerspezifischer Emissionsfaktoren zeigen, dass die unterste Einkommensgruppe 

nur halb so viel zum CO2-Fußabdruck Wohnen beiträgt (13,5 Prozent) wie das oberste 

Einkommensfünftel (25,7 Prozent; Tabelle 1). 

Tabelle 1: CO2-Fußabdruck österreichischer Haushalte im Handlungsfeld Wohnen

CO2-Fußabdruck nach Einkommen

Einkommensquintil Direkte und indirekte CO2-Emissionen in t CO2-äq Anteil in %

1. Quintil  1.594.110 13,5 %

2. Quintil  2.218.183 18,8 %

3. Quintil  2.362.127 20,0 %

4. Quintil  2.577.840 21,9 %

5. Quintil  3.034.138 25,7 %

Gesamt  11.786.398 100,0 %

Quelle: Statistik Austria, Nutzenergieanalyse und Konsumerhebung 2019 / 20, WIFO-
Berechnungen. Emissionsfaktoren aus Anderl et al. (2023) und UBA (2022).

Prinzipiell sind im Handlungsfeld Wohnen alle Menschen vom Klimawandel und 

von dessen Folgen betroffen. Einerseits nimmt durch den Klimawandel der Hitzestress 

für Mensch und Tier zu. Andererseits können Extremwetterereignisse wie Stürme, Hagel 

und Überschwemmungen, aber auch Schneedruck Schäden an der Gebäudeinfrastruktur 

verursachen. Hitzestress und die Bildung von Hitzeinseln betreffen vor allem urbane, 

dicht bebaute Regionen. Zudem wird erwartet, dass Intensität und Häufigkeit von 

Hitzetagen und Hitzewellen weiter zunehmen werden (Schöner et al., 2014). Die dichte 

Verbauung mit wenigen bzw. fehlenden unversiegelten (Grün-)Flächen  –  und damit auch 

fehlenden Verdunstungsmöglichkeiten  –  führt zu höheren Durchschnittstemperaturen 

als in ländlichen Gebieten (Brandenburg et al., 2015; Schöner et al., 2014; siehe hierzu 

auch Kapitel 2.2).

Bevölkerungsgruppen mit niedrigeren Einkommen sind gegenüber veränderten 

klimatischen Bedingungen besonders exponiert, da sie häufig in Gebäuden von schlechter 

Bausubstanz (unzureichende oder fehlende Gebäudeisolation, schlechte Belüftung und 

fehlende Klimatisierungsmöglichkeiten) wohnen (APCC, 2014; König et al., 2014; See-

bauer, 2021; Seebauer et al., 2019). Zudem befinden sich diese Gebäude meist in dicht 

bebauten Wohngegenden mit einem höheren Versiegelungsgrad als teurere Objekte 
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und verfügen damit in der unmittelbaren Umgebung über weniger Grünraum (Khomenko 

et al., 2020; König et al., 2014; Lampl et al., 2023). Neben häufig stärkeren Auswirkungen 

auf Gesundheit und Lebensqualität durch Hitzebelastung stellt das Fehlen finanzieller 

Mittel für Anpassungsmaßnahmen eine zusätzliche Herausforderung dar: Untere Ein-

kommensgruppen verfügen in der Regel nicht über ausreichend finanziellen Spielraum, 

um entsprechende Investitionen in die Klimatauglichkeit von Wohnraum zu tätigen, oder 

haben aufgrund eines Mietverhältnisses nicht die rechtlichen Möglichkeiten, Verbesse-

rungen durch- und umzusetzen. Auch im Falle von Eigenheimen sind finanzielle Barrieren 

für eine umfassende Gebäudesanierung im untersten Einkommensquintil besonders 

hoch. Einkommensschwache Haushalte müssten demnach bei der Ausgestaltung von 

Förderrichtlinien explizit adressiert werden, um die Treffsicherheit zu verbessern (wie 

dies z. B. beim Programm „Sauber heizen für alle“ der Fall ist). Zu den überproportional 

vulnerablen Gruppen in Bezug auf Hitzetage, Hitzewellen und städtische Wärmeinseln 

zählen neben Kindern auch Schwangere, Menschen mit Behinderung und ältere Bevölke-

rungsgruppen (Arnberger et al., 2017). In vielen Städten lebt eine große und wachsende 

Anzahl älterer Personen, wobei auch für diese Personengruppe der Gebäudebestand häu-

fig die Anforderungen aufgrund veränderter Klimaverhältnisse nicht erfüllt. Gleichzeitig 

bestätigen Analysen für Deutschland die geringere individuelle Anpassungsfähigkeit und  

wahrscheinlichkeit älterer Bevölkerungsgruppen an veränderte klimatische Bedingungen 

(Kussel, 2018). Sie sind oftmals weniger mobil als Jüngere, was auch ihre Möglichkeiten 

der Abkühlung in Grün- und Erholungsräumen einschränkt (Arnberger et al., 2017). 

Zusätzlich zu den Vulnerabilitäten durch Hitze spielen auch die zunehmende 

Häufigkeit und die ökonomischen Auswirkungen von Extremwetterereignissen eine 

bedeutende Rolle. Sie können zur Vernichtung von Vermögenswerten und Wohnraum 

führen. Haushalten mit niedrigerem Einkommen fehlen häufig die finanziellen Mittel, um 

Schäden zu beseitigen bzw. ex ante Investitionen in Vorsorge zu tätigen.

2.4.2  �Ansatzpunkte für die sozial-ökologische Transformation
Im Sinne einer Integration sozial- und klimapolitischer Zielsetzungen könnten z. B. durch 

hohe thermische Gebäudequalität sowie eine fossilfreie Energiebereitstellung sowohl 

die laufenden Energieausgaben als auch die negativen Klimafolgen gemildert werden. 

Dadurch wären auch die unerwünschten Verteilungswirkungen klimapolitischer Maß-

nahmen wie einer CO2-Bepreisung geringer. Weitere Handlungsebenen betreffen die 

Bereitstellung grüner Infrastruktur, insbesondere in urbanen, durch Hitzeinseln gefährde-

ten Regionen (siehe hierzu auch Kapitel 2.2) sowie Schutzbauten gegen Naturgefahren. 

Die österreichische Strategie zur Anpassung an den Klimawandel widmet Bauen und 

Wohnen im Aktionsplan ein eigenes Aktivitätsfeld samt Verwundbarkeitsabschätzung 

und konkreten Handlungsempfehlungen (BMNT, 2017).

Leistbares und klimagerechtes Wohnen setzt die gleichzeitige Umsetzung von 

Reformen in unterschiedlichen Politikfeldern und die Nutzung unterschiedlicher Politik-

instrumente voraus. Dazu zählen Planungsgrundlagen und Standards wie Raumplanung 

und Bauvorgaben, Steuern und Abgaben wie eine CO2-Bepreisung oder eine Bepreisung 
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von Leerstand und Zweitwohnsitzen (siehe hierzu auch Kapitel 2.7). Mittlerweile gibt es 

in drei Bundesländern Abgaberegelungen auf Leerstand (PwC, 2023). In der Steiermark 

wurde die Abgabe 2022 eingeführt und ermächtigt Gemeinden, eine Abgabe auf Zweit-

wohnsitze einzuheben (siehe hierzu Steiermärkisches Zweitwohnsitz- und Wohnungs

leerstandsabgabengesetz  –  StZWAG, 2022). Ebenfalls als Kann-Ermächtigung ist die 

2023 eingeführte Salzburger Leerstandsregelung auf Nicht-Hauptwohnsitze gestaltet 

(siehe hierzu Salzburger Leerstands- und Zweitwohnsitzabgaben-Gesetz  –  ZWAG, 

2023). Tirol hingegen hat die auf Nebenwohnsitze ausgerichtete Leerstandsregelung 

als Muss-Bestimmung im Jahr 2023 implementiert (siehe hierzu Tiroler Freizeitwohnsitz- 

und Leerstandsabgabegesetz  –  TFLAG, 2023). Zu den verfügbaren Instrumenten zählen 

auch Förderungen. Ein jüngst umgesetztes Förderprogramm ist z. B. „Sauber heizen für 

alle“, das insbesondere Haushalten mit niedrigerem Einkommen in Einfamilienhäusern 

den Umstieg auf fossilfreie Heizsysteme erleichtern soll und für Menschen mit geringem 

Einkommen 100 Prozent der Kosten für eine neue Heizung übernimmt. 22

Noch nicht befriedigend gelöst ist der kritische Punkt des sogenannten „Eigen-

tümer:innen-Mieter:innen-Dilemmas“, um energiesparende und emissionsreduzierende 

Investitionen voranzutreiben. Eigentümer:innen haben oft keinen Anreiz, energie- oder 

emissionsreduzierende Investitionen zu tätigen, da die Energiekosten von den Mieter:in-

nen getragen werden und diese den Nutzen aus solchen Investitionen hätten. Umgekehrt 

haben Mieter:innen weder aus Kosten- noch aus Klimaaspekten die Möglichkeit, diese 

Investitionen von den Eigentümer:innen einzufordern. Anpassungen in den Wohngesetz-

gebungen könnten ein Ansatzpunkt sein, um dieses Dilemma zu entschärfen.

22	 Siehe hierzu auch https://www.bmk.gv.at/service/presse/gewessler/20231129_heizungs-
tausch.html [03. 01. 2024].

https://www.bmk.gv.at/service/presse/gewessler/20231129_heizungstausch.html
https://www.bmk.gv.at/service/presse/gewessler/20231129_heizungstausch.html
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2.5  �Mobilität

•	 Das aktuelle, auf den motorisierten Individualverkehr ausgerichtete Mobili-

tätssystem benachteiligt insbesondere vulnerable Gruppen hinsichtlich der 

Teilhabe an der Gesellschaft. 

•	 Der Mobilitätssektor stellt für Haushalte nicht nur eine große Ausgaben-

kategorie dar, sondern trägt auch beträchtlich zu den Treibhausgasemissi-

onen bei. Der Beitrag zu den Treibhausgasemissionen aus dem Mobilitäts-

bereich ist nach Einkommensquintilen sehr ungleich verteilt: Das oberste 

Quintil trägt etwa ein Drittel zu den treibstoffbedingten Emissionen 

bei. Zudem zeigen sich auch im Bereich der Mobilität Auswirkungen des 

Klimawandels.

•	 Ein zukunftsfähiges Mobilitätssystem sollte den Fokus auf Mobilitäts-

dienstleistung im Sinne des Zugangs zu Personen, Gütern und Orten legen. 

Die Gestaltung der Infrastruktur sowie das Angebot an differenzierten 

Mobilitätsformen bestimmen, ob auch die Mobilitätsbedürfnisse vulnerab-

ler Gruppen abgedeckt werden können.

•	 Aus ökologischer Perspektive bieten sich drei Strategielinien für eine Ver-

änderung des Mobilitätssystems an: vermeiden, verlagern und verbessern.

•	 Ein zentraler Ansatzpunkt für eine Lenkungswirkung im Mobilitätssystem 

ist die Herstellung von Kostenwahrheit über unterschiedliche Mobilitäts-

formen (z. B. CO2-Bepreisung, Bemautung). Damit einhergehend bedarf 

es einer Umorientierung bereits bei der Infrastrukturplanung: weg vom 

motorisierten Individualverkehr hin zu einem Ausbau der Infrastruktur 

für öffentliche Verkehrsmittel. Eine sozialverträgliche Tarifgestaltung für 

öffentliche Verkehrsmittel kann deren Nutzung attraktivieren.

•	 Einen großen Hebel in der Umgestaltung und Sicherstellung der Teilhabe 

an der Gesellschaft stellt die Raumplanung dar. 

2.5.1  �Problemaufriss
Mobilität ist die Grundlage für die Teilhabe an der Gesellschaft und notwendig für 

die Erfüllung von Grundbedürfnissen (z. B. Ernährung, Gesundheit, Erholung) wie auch 

für die Ausübung einer Erwerbsarbeit. Unterschiedliche Mobilitätsformen von nicht-

motorisiertem (Fußgänger:innen, Fahrrad) bis motorisiertem Verkehr (PKW, Bus, Bahn, 

Flugzeug) stehen zur Verfügung. Das vorherrschende Mobilitätssystem ist jedoch auf 

den motorisierten Individualverkehr ausgerichtet, der mit hohen Haushaltsausgaben und 

Treibhausgasemissionen einhergeht. 

Die monatlichen Verkehrsausgaben liegen bei durchschnittlich 453 EUR (11,3 Pro-

zent) pro Haushalt, wobei Haushalte im obersten Einkommensquintil das 5-Fache der 

Verkehrsausgaben eines Haushalts im untersten Einkommensquintil aufweisen. Eine 
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wesentliche Einflussgröße auf die Höhe der Verkehrsausgaben sind der PKW-Besitz und 

die damit verbundenen Instandhaltungs- und Treibstoffkosten. Gleichzeitig verursacht 

der Treibstoffverbrauch von Haushalten insgesamt 8 Mio. t CO2-Äquivalente pro Jahr. Das 

entspricht etwa 10 Prozent der nationalen CO2-Emissionen. Der direkte CO2-Fußabdruck 

aus dem Treibstoffverbrauch nach Quintil verdeutlicht die einkommensabhängigen Ver-

kehrsausgaben (vgl. Tabelle 2). Die Haushalte im obersten Einkommensfünftel verursachen 

etwa ein Drittel der treibstoffbedingten CO2-Emissionen; hingegen trägt das unterste 

Einkommensquintil etwa 8 Prozent bei.

Tabelle 2: Emissionsanteile aus fossilem Treibstoffverbrauch nach Einkommensgruppen 

(2021)

Einkommensquintil Gesamt t CO2-äq Anteilsmäßig in %

1. Quintil 654.368 8 %

2. Quintil 1.146.813 15 %

3. Quintil 1.612.657 20 %

4. Quintil 1.932.124 25 %

5. Quintil 2.529.743 32 %

Quelle: Statistik Austria, Nutzenergieanalyse 2021 und Konsumerhebung 2019 / 20, WIFO-Be-
rechnung. Emissionsfaktoren aus Anderl et al. (2023a).

Häufiger auftretende Extremwetterereignisse führen zunehmend zur Beeinträch-

tigung der Mobilitätsinfrastruktur sowohl für den Individual- als auch den öffentlichen 

Verkehr. Im Wesentlichen betreffen die Beeinträchtigungen der Mobilitätsinfrastruktur 

durch Klimawandelfolgen alle Personengruppen, können jedoch vulnerable Gruppen 

stärker treffen, wenn z. B. die Gesundheitsversorgung nicht mehr vollumfänglich ge-

währleistet ist. Das gegenwärtige, auf den motorisierten Individualverkehr ausgerichtete 

Mobilitätssystem führt also, in Abhängigkeit von sozioökonomischen Charakteristika, zu 

unterschiedlichen Betroffenheiten bis hin zu sozialer Ausgrenzung. Besonders benach-

teiligt sind Personen ohne Zugang zu motorisiertem Individualverkehr, etwa Kinder und 

Jugendliche sowie ältere und gesundheitlich eingeschränkte Personen, die nicht (mehr) 

selbst fahren können. Neben dieser Einschränkung der Befriedigung von Mobilitätsbe-

dürfnissen auf der persönlichen Ebene können Einschränkungen auch räumlich, finanziell, 

zeitlich oder im Hinblick auf Teilhabe entstehen (VCÖ, 2018).

Räumliche Einschränkungen betreffen vor allem die Unterschiede zwischen 

ländlichen und urbanen Räumen: Zahlreiche, vor allem in ländlichen Räumen lebende 

Personen haben keine Haltestellen des öffentlichen Verkehrs in ihrer Nähe (Hiess, 

2017). Das mangelnde Angebot an öffentlichen Verkehrsdienstleistungen in ländlichen 

Gebieten kann zu sich verstärkenden Rückkoppelungen führen, da der Individualverkehr 

für mobile Menschen mit PKW-Besitz die erste Wahl darstellt, was in weiter sinkender 

Nachfrage nach öffentlichem Verkehr resultiert. Durch die geringe Nachfrage könnte für 

die öffentliche Hand (Bund, Länder, Gemeinden) der Anreiz entstehen, hohe finanzielle 
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Belastungen durch die Bereitstellung und Erhaltung von öffentlichen Verkehrsdienstleis-

tungen bzw. öffentlicher Verkehrsinfrastruktur zu vermeiden. Für vulnerable Gruppen in 

dünn besiedelten Gebieten bedeutet dies eine zusätzliche Einschränkung im Hinblick 

auf die Teilhabe an der Gesellschaft (VCÖ, 2020). Insbesondere verfügen Haushalte mit 

niedrigerem Einkommen oft nicht über einen PKW, was ihren Zugang zu Mobilität ein-

schränkt (Konsumerhebung 2019 / 20 der Statistik Austria, 2021). Die Nutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel ist zudem häufig mit einem höheren Zeitaufwand verbunden, etwa bei 

schlechter Taktung und damit verbundenen Umstiegen. Von Letzterem können insbe-

sondere auch Teilzeitarbeitskräfte betroffen sein, die mit einem Angebot an öffentlichen 

Verkehrsdienstleistungen konfrontiert sind, das auf Vollzeitarbeitskräfte ausgerichtet 

ist (VCÖ, 2022). Verschärft kann das durch die sogenannte „Letzte-Meile-Problematik“ 

werden, also den Weg von der Haltestelle zum Ziel oder nach Hause bzw. zurück. Diese 

ist für die Akzeptanz und die Möglichkeit der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 

besonders kritisch. 

2.5.2  �Ansatzpunkte für die sozial-ökologische Transformation
Ein zukunftsfähiges Mobilitätssystem ist sozial inklusiv und ökologisch gestaltet und 

eine wichtige Komponente einer sozial-ökologischen Infrastruktur. Es legt den Fokus 

nicht in erster Linie auf die Überwindung von physischen Distanzen, sondern stellt die 

Mobilitätsdienstleistung im Sinne des Zugangs zu Personen, Gütern und Orten in den 

Mittelpunkt. Insbesondere aus ökologischer Perspektive können für die Transformation 

des Mobilitätssystems drei zentrale Ansätze unterschieden werden, nämlich (i) vermeiden, 

(ii) verlagern und (iii) verbessern (z. B. BMK, 2021a; Grunwald & Kopfmüller, 2022; Peneder 

et al., 2023). „Vermeiden“ zielt auf die Reduktion von Distanzen bzw. von der Anzahl der 

notwendigen Wege ab. Ein zentraler Ansatzpunkt ist das gemeinsame Denken von Mobi-

lität und Raumplanung. Im ländlichen Raum rückt die Vermeidung von Zersiedelung und 

Flächenwidmungen in den Fokus, die auch die Anbindung an das öffentliche Verkehrssystem 

erleichtert. Darüber hinaus gilt es sowohl für den ländlichen als auch für den urbanen Raum, 

möglichst unterschiedliche Funktionen (Einkaufen, Arbeit, Schule, medizinische Versorgung 

etc.) in kurzen Distanzen zur Verfügung zu stellen (siehe hierzu auch Kapitel  2.4). Zu 

Vermeidungsstrategien zählen auch arbeitsrelevante Veränderungen wie Homeoffice oder 

Videokonferenzen als Substitut für Dienstreisen (siehe hierzu auch Kapitel 2.6). 

„Verlagern“ bezieht sich auf Veränderungen im Modal Split durch ein besseres 

Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln. Die Bereitstellung öffentlicher nachfrageorien-

tierter Mobilitätsdienstleistungen sowie von Infrastruktur für Rad- und Gehwege reduziert 

die Abhängigkeit vom motorisierten Individualverkehr und erlaubt den Einwohner:innen, 

ihre Mobilitätsbedürfnisse in kurzen Wegen zu befriedigen, was eine Voraussetzung für 

die Teilhabe aller Personengruppen am gesellschaftlichen Leben ist. Damit verbunden 

ist ein besonders hohes Potenzial zur Reduktion von Verkehrsemissionen und von 

Haushaltsausgaben für Mobilität im Vergleich zum autozentrierten Mobilitätssystem. 

Positive Wechselwirkungen können sich auch zwischen aktiver Mobilität und Gesundheit 

ergeben. Die sichere und klimaverträgliche Gestaltung von Rad- und Gehwegen, z. B. 
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durch Bäume und Beschattung sowie ausreichende Breite, steigert die Attraktivität zur 

Nutzung allgemein und die Möglichkeit zur Nutzung durch vulnerable Gruppen wie Kinder 

und ältere Personen im Besonderen. Klimaverträglichkeit ist auch für die Gestaltung von 

Haltestellen wichtig  –  insbesondere an hitzeexponierten Standorten.

„Verbessern“ als dritte Handlungsoption bezieht sich auf den Einsatz der effizien-

testen verfügbaren Technologie, etwa bezüglich alternativer Antriebsformen (z. B. Elektro-

mobilität), einschließlich der dafür notwendigen Ladeinfrastruktur, wobei bei Technologien 

immer auch potenzielle negative Umwelteffekte zu berücksichtigen sind (z. B. Gewinnung 

von kritischen Rohstoffen). Das könnte auch die Nutzung von vorhandener Infrastruktur (z. B. 

Supermarktparkplätze, Park-&-Ride-Flächen) für die Installation von Photovoltaikanlagen 

bedeuten, die gleichzeitig zur Beschattung von Flächen dienen können (Fechner, 2020). 

Eine Besonderheit im Handlungsfeld Mobilität ist der fließende Übergang 

zwischen Mitigations- und Anpassungsmaßnahmen. So geht mit einer Ausweitung 

von öffentlichen Verkehrsdienstleistungen die Notwendigkeit einer klimaverträglichen 

Ausgestaltung von Infrastruktur (z. B. Haltestellengestaltung) einher. Das gemeinsame 

Denken von Klimaschutz und Klimawandelanpassung wird auch im Aktionsplan im Ak-

tivitätsfeld zu Verkehrsinfrastruktur inklusive Aspekten der Mobilität (BMNT, 2017) und 

im Zweiten  Fortschrittsbericht zur österreichischen Strategie zur Anpassung an den 

Klimawandel (BMK, 2021b) beleuchtet.

Ein sozial-ökologisches Mobilitätssystem setzt die Nutzung vielfältiger politischer 

Instrumente voraus. Neben Infrastruktur und technologischen Möglichkeiten spielen 

hierbei auch die gesellschaftlichen und individuellen Präferenzen eine Rolle. Notwendig ist 

insbesondere ein ausreichend differenziertes Angebot an unterschiedlichen Verkehrsmodi 

(Modal Split). So etwa würde ein alleiniger Umstieg auf E-Mobilität für vulnerable Gruppen 

weiterhin eine Einschränkung hinsichtlich der Befriedigung ihrer Mobilitätsbedürfnisse 

darstellen. Begleitend bedarf es der Reform bestehender Planungsgrundlagen und Stan-

dards. Zum Beispiel könnte die Stellplatzregulierung für PKW-Abstellplätze von Mindest- 

zu Maximalstellplatzverpflichtungen übergehen. Ergänzend dazu könnten bundesweite 

Qualitätsanforderungen (qualitativ und quantitativ) für Fahrradabstellplätze formuliert 

werden. Ein weiterer Ansatzpunkt für leistbare Mobilität sind Förderungen. Einerseits 

können Förderungen, etwa einkommensabhängige Tarifstrukturen und begünstigte 

Tarife für bestimmte Gruppen oder das 2021 eingeführte Klimaticket, zur Sicherstellung 

der Teilhabe vulnerabler Gruppen am gesellschaftlichen Leben beitragen. Andererseits 

bedarf zum Beispiel die Pendler:innenförderung sowohl aus ökologischer Sicht als auch 

im Hinblick auf die soziale Treffsicherheit einer Umgestaltung (Kletzan-Slamanig et al., 

2022, und darin enthaltene Literatur; siehe hierzu auch Kapitel  2.6). Einen weiteren 

Ansatzpunkt für eine sozial-ökologische Gestaltung des Mobilitätssystems bietet etwa 

die Reform der Parkraumbewirtschaftung, die auch als Instrument für eine veränderte 

Nutzung des öffentlichen Raumes zur Klimawandelanpassung durch den Rückbau von 

versiegelten Flächen, Begrünung oder blaue Infrastruktur, d. h. Nutzung der städtischen 

Wasserinfrastruktur wie Teiche, Flüsse und Regenwassermanagement, genutzt werden 

könnte (VCÖ, 2021). 
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2.6  �Erwerbsarbeit

23	 Siehe hierzu auch climate.ec.europa.eu/climate-change/consequences-climate-change_de 
[01. 10. 2023].

24	 Siehe hierzu auch www.stmuv.bayern.de/themen/klimaschutz/kommunal/wintertourismus.
htm [01. 10. 2023].

Wie Erwerbsarbeit in einer Gesellschaft organisiert ist, hat entscheidende 

Auswirkungen auf die Umwelt und die Menschen. Unsere derzeitige Art zu 

produzieren und zu konsumieren überschreitet die planetaren Grenzen. Inso-

fern gilt es, 

•	 die Erwerbsarbeit in der Gesellschaft unter ökologischen Gesichtspunkten 

nachhaltiger zu organisieren

•	 die Arbeitsplätze umweltfreundlicher zu gestalten und 

•	 Schutzmaßnahmen für Arbeitnehmer:innen zu treffen, die negativen Klima-

wandelfolgen exponiert sind.

2.6.1  �Problemaufriss
Der Klimawandel und damit verbundene Folgen bergen neue Risiken für die Erwerbs

arbeit. 23 Extremwetterereignisse im In- und Ausland können dazu führen, dass Pro-

duktionsstätten für die Beschäftigten nicht mehr erreichbar sind und die Produktion 

und (internationale) Lieferketten unterbrochen oder Betriebsstätten zerstört werden 

und somit mit Ausfällen zu rechnen ist (siehe hierzu auch Kapitel 2.5). Teilweise sind 

ganze Wirtschaftszweige wie beispielsweise der Wintertourismus 24 oder auch die 

Landwirtschaft neu auszurichten. Soziale Ungleichheiten könnten verstärkt werden, weil 

Arbeitskräfte in prekären Beschäftigungsverhältnissen besonders betroffen sind. Unter-

nehmen sind gefordert, einerseits Klimarisiken einzuplanen und andererseits Produkte 

und Prozesse umweltfreundlicher zu gestalten sowie unter Umständen ihre Geschäfts

modelle neu auszurichten. In Folge von Hitze erhöht sich die Anzahl krankheitsbedingter 

Ausfälle und gesundheitlicher Probleme (Klepper et al., 2017). Mit einer zunehmenden 

Häufigkeit von Hitzetagen wächst die Hitzebelastung für Arbeitnehmer:innen, die im 

Freien oder in bislang unzureichend temperierbaren Räumen und Fahrzeugständen 

arbeiten, überproportional an (vgl. ILO, 2019; Union of Concerned Scientists, 2021; siehe 

hierzu auch Kapitel 2.2). Hitzebelastung in Kombination mit hoher körperlicher Anstren-

gung birgt die Gefahr der Überbelastung. Dies betrifft einerseits vor allem Bereiche im 

Bauwesen, wo hauptsächlich Männer beschäftigt sind, andererseits aber etwa auch 

Kranken- und Pflegeeinrichtungen, in denen überwiegend Frauen arbeiten (siehe hierzu 

auch Kapitel 2.3) sowie Freizeit- und Landwirtschaft. Laut einer Metastudie von Flouris 

et al. (2018) führen zu hohe Temperaturen zu Hitzestress und zu einem Rückgang der 

https://climate.ec.europa.eu/climate-change/consequences-climate-change_de
https://www.stmuv.bayern.de/themen/klimaschutz/kommunal/wintertourismus.htm


136 Sozialbericht 2024

Arbeitsproduktivität. 25 Bei schwerer körperlicher Arbeit unter heißfeuchten Bedingungen 

ist ein lebensgefährlicher Hitzschlag möglich (AUVA, 2016). Längerfristige Hitzebelastung 

kann u. a. zu Entzündungsreaktionen und Zellschädigungen führen (Mora et al., 2017). 

Adaptierungen im Arbeitnehmer:innenschutz und in der Arbeits(zeit)planung sind daher 

notwendig.

Auch Klima- und Umweltschutzmaßnahmen selbst haben Auswirkungen auf 

die Erwerbsarbeit, wobei sie langfristig zu deren Sicherung beitragen: Denn Beschäf-

tigungsbereiche in emissions- und ressourcenintensiven Bereichen (sowie entlang der 

Wertschöpfungskette) können zwar an Bedeutung einbüßen bzw. wegbrechen, zugleich 

können aber neue Beschäftigungsfelder rund um erneuerbare Energien, Energieeffizienz, 

Recycling und Kreislaufwirtschaft, nachhaltige Landwirtschaft, Umwelttechnologien 

u. v. m. entstehen (IRENA & ILO, 2022). Insgesamt lassen Szenarien zur Beschäftigungs-

entwicklung in der sozial-ökologischen Transformation für Österreich einen neutralen bis 

positiven Beschäftigungseffekt vermuten, wiewohl sektorale Verschiebungen erwartet 

werden (Großmann et al., 2020; Meinhart et al., 2022) und Investitionen in den Ausbau 

der Erneuerbaren und Sanierung zu branchenspezifischen Beschäftigungszuwächsen 

führen können. So zeigt die Studie „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung zur Ökostrom-

milliarde“ von Lappöhn et al. (2022) zum Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz 26, dass bei einem 

Investitionsvolumen von 28,4 Mrd. EUR in erneuerbare Energie ein investiver Beschäfti-

gungseffekt von rund 165.000 Vollzeitäquivalenten erwartbar ist, im späteren Betrieb 

rund 89.000. Dabei ist der heimische Beschäftigungseffekt pro investierter Million EUR 

beim Ausbau von Wasserkraft besonders hoch, weil dieser beschäftigungsintensiv ist 

und vorrangig von heimischen Unternehmen geleistet wird, während bei Windkraft 

Großanlagen importiert werden müssen. Vor dem Hintergrund des Klimawandels stehen 

derzeit Bereiche mit hoher Treibhausgasemission unter Druck: Rund 44  Prozent der 

gesamten Treibhausgasemissionen Österreichs entstehen in den Bereichen der (fossi-

len) Energiegewinnung und Industrie (32,0 Mio. t CO2-Äquivalente im Jahr 2022 nach 

NowCast-Vorausschätzung, Umweltbundesamt 2023b: S. 11). Diese befinden sich vor allem 

in Oberösterreich, Niederösterreich, der Steiermark und Kärnten (Umweltbundesamt, 

2023b). Innerhalb von Industrie und Gewerbe entfallen hohe Treibhausgasemissionen, 

basierend auf dem Energieverbrauch, auf die Branchen Papier und Druck, chemische und 

pharmazeutische Erzeugung, Metallerzeugung und  bearbeitung und Verarbeitung mine-

ralischer Rohstoffe. In der Eisen- und Stahlproduktion sowie in der mineralverarbeitenden 

und chemischen Industrie fallen zudem prozessbedingte Emissionen an (ÖROK, 2022).  

Die Arbeitnehmer:innen in diesen Branchen sind hauptsächlich männlich und zumeist 

25	 Laut Angaben der International Labour Association beginnt die Arbeitsproduktivität ab 
einer Temperatur von 24 – 26 °C zu sinken, ab 33 – 34 °C sinkt sie um bis zu 50 Prozent (ILO, 
2019, S. 13).

26	 Im Bundesgesetz über den Ausbau von Energie aus erneuerbaren Quellen (Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetz  –  EAG) mit Inkrafttreten am 1. Jänner 2022 ist eine Steigerung von 27 TWh 
von 2020 auf 2030 als Zielwert für die Menge an Energie, die aus erneuerbaren Quellen 
erreicht werden soll, definiert.



137Ökosozialstaat

im höheren Erwerbsalter (Meinhart et al., 2022; Bock-Schappelwein et al., 2021a). Für 

Regionen mit hoher Treibhausgasintensität der Wirtschaft (mindestens 85 Prozent über 

dem Österreich-Durchschnitt), die gleichzeitig einen überdurchschnittlich hohen Anteil 

der Beschäftigten in den treibhausgasintensiven Wirtschaftssektoren haben und dabei 

keine sehr hohe Wertschöpfung aufweisen, stehen Mittel aus dem Just-Transition-Fonds 

der EU zur Bewältigung des Wandels zur Verfügung. Rund 71.000 Arbeitnehmer:innen 

sind in diesen Regionen in treibhausgasintensiven Branchen beschäftigt (ÖROK, 2022). 27 

Anpassungsherausforderungen bestehen allerdings auch in weiteren Sektoren und 

Regionen, um Treibhausgasemissionen zu reduzieren und auch auf geänderte Nachfrage 

vonseiten der Konsument:innen zu reagieren.

Im Zuge dieses Transformationsprozesses sind Änderungen in den Qualifikati-

onsanforderungen nicht auszuschließen: Einige Qualifikationen bzw. Berufe sind stark 

nachgefragt, und ein Mangel kann zum Hemmschuh für die Transformation werden. So 

stieg mit dem Einsatz erneuerbarer Energie die Nachfrage nach spezifischen Berufen 

im handwerklich-technischen Bereich sowie nach Elektro- und Installationsberufen 

(Grieger & Kozam, 2023). Naturwissenschaftlich-technische Spezialisierungen im Bereich 

Elektrotechnik, Verfahrenstechnik (Recycling- und Kreislaufwirtschaft) oder auch Bio-

chemie / Chemie (z. B. zum Abbau von Plastik und zur Entwicklung umweltfreundlicher 

Alternativen) sind quantitativ in kleinerem Ausmaß nachgefragt, aber essenziell. Darüber 

hinaus steigen die Anforderungen in vielen bestehenden Berufen, weil umweltspezifische 

Tätigkeiten hinzukommen (Janser, 2018; Bock-Schappelwein et al., 2023). Nach Schätzun-

gen der OECD waren 2021 20,8 Prozent der österreichischen Arbeitskräfte in Berufen 

tätig, die sich durch ein Mindestmaß an grünen Tätigkeiten auszeichnen (OECD, 2023). 

Diese Berufe weisen im Durchschnitt ein höheres Qualifikationsniveau auf, sind besser 

bezahlt und derzeit noch stark männlich dominiert (ebd.). In Österreich sind nur 24 Pro-

zent der Arbeitskräfte in diesen Berufen weiblich, im Vergleich zum OECD-Schnitt von 

28 Prozent (Zakrzewska & Fitzgerald, 2023), obwohl gerade Frauen über grüne Themen 

für technische und naturwissenschaftliche Ausbildungen gewonnen werden können. (Re-)

Qualifizierung, Kompetenzerweiterung und grüne Meta-Skills für ein umweltbewusstes 

berufliches Handeln sind entscheidend bei der Bewältigung des Wandels.

2.6.2  �Ansatzpunkte für die sozial-ökologische Transformation
An die Erwerbsarbeit sind im österreichischen Sozialstaat Zugangsmöglichkeiten und 

die Höhe von Versicherungsleistungen wie Pensionen und Arbeitslosenversicherung 

geknüpft, und sie wird darüber hinaus oft als wesentlich für soziale Teilhabe bzw. als 

soziale Norm gesehen. Sie hat über das auf Arbeitseinkommen basierende Steuer- und 

Abgabenaufkommen einen erheblichen Anteil an der Finanzierung des Staates. Erwerbs-

arbeit wirkt über Produktionsprozesse und Ressourcenverbrauch direkt und über die 

damit einhergehenden Konsummöglichkeiten indirekt auf die Umwelt. Insofern gilt es, 

27	 Eine Auflistung findet sich im Territorialen Plan für einen gerechten Übergang Österreich 
2021 – 2027 (ÖROK, 2022).



138 Sozialbericht 2024

Arbeit in der Gesellschaft unter ökologischen Gesichtspunkten nachhaltiger zu organi-

sieren, wofür vielfältige konzeptionelle Lösungsansätze vorliegen (Hofbauer et al., 2023). 

Diese Vorschläge reichen vom Technologieeinsatz zur Bewältigung von Klimawandel und 

kreislaufwirtschaftlicher Transformation bis zur Reduktion von Produktion und Konsum 

(Postwachstum bzw. Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Wohlergehen). Aus 

feministisch-ökologischer Perspektive sind die Ungleichheiten und die der Ausbeutung 

natürlicher und menschlicher Ressourcen zugrundeliegenden Machtstrukturen zu ad-

ressieren sowie Verteilung und Wert von Lohn- und Care-Arbeit zu diskutieren. Je nach 

Lösungsansatz kommen dem Sozialstaat und der Arbeitsmarktpolitik andere Aufgaben 

zu, von der Förderung technologischer und sozialer Innovation bis hin zur Neugestaltung 

von Strukturen, in denen die Erwerbsarbeit je nach Ansatz mehr oder weniger im Zentrum 

sozialer und finanzieller Absicherung steht (vgl. Einleitung). Neier et al. (2022) liefern 

eine Reihe innovativer Maßnahmenvorschläge für eine sozial-ökologische Arbeitsmarkt-

politik (AMS-Maßnahmen, Arbeitsrecht, Mobilität, Berufs- und Unternehmensberatung, 

sozial-ökologische Job-Garantie), die sich zum Teil eher an einer Tätigkeitsgesellschaft 

ausrichten, wie die Einführung von Gemeinwohl-Karenz für sozial-ökologische Aufgaben 

oder eine Ausweitung des Solidaritätsarbeitsmodells zur Reduktion von individueller 

Arbeitszeit. Im aktuellen Diskurs wird eine allgemeine Normalarbeitszeitverkürzung mit 

einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, einer gleichmäßigeren Verteilung 

der Haus- und Sorgearbeit zwischen Frauen und Männern und der Möglichkeit eines 

umweltfreundlicheren Lebens außerhalb der Erwerbsarbeit in Verbindung gebracht. 

Obwohl eine niedrigere Arbeitsstundenanzahl pro Person sowohl individuell aufgrund 

von geringerem Einkommen als auch auf Makroebene mit einem treibhausgasreduzie-

renden Effekt in Bezug auf den konsumbasierten Fußabdruck einhergeht, d. h. mit einem 

niedrigeren Verbrauch in der erwerbsarbeitsfreien Zeit (Wiedenhofer et al., 2023), sind 

die Effekte von aktiver Arbeitszeitreduktion schwer einzuschätzen. Der systematische 

Review von Hanbury et al. (2023) zeigt, dass die Höhe des verbleibenden Einkommens, 

die zeitliche Verteilung der Arbeitszeit (geblockt vs. über Tage verteilt), der Grund für 

die Arbeitszeitreduktion (allgemeine Arbeitszeitverkürzung vs. individuelle Arbeitszeit

reduktion auf Basis unterschiedlicher Motive wie z. B. Kinderbetreuung oder Pflege) sowie 

sonstige Lebensbedingungen und Werthaltungen (v. a. hinsichtlich des Stellenwerts von 

Erwerbsarbeit sowie eines ökologisch nachhaltigen Lebensstils) wichtige Determinanten 

eines mehr oder weniger konsum- bzw. treibhausgasintensiven Lebensstils sein dürf-

ten. 28 Insofern ist Arbeitszeitreduktion eher in Verbindung mit gesundheitsförderlichen 

Effekten und Wohlbefinden zu bringen, wobei auch hier Abhängigkeiten von der Aus-

gestaltung des Arbeitszeitmodells und der potenziellen Arbeitsverdichtung bestehen 

(ebd.). Rebound-Effekte bei kürzerer Arbeitszeit (z. B. mehr Flugreisen am längeren 

Wochenende) und bestehende soziale Normen bezüglich der Haus- und Care-Arbeit 

wären jedenfalls gleichzeitig mit Maßnahmenbündeln zu adressieren, um eine Wirkung 

28	 Eine Strukturierung der Zusammenhänge und der Forschungsansätze findet sich bei Antal et 
al. (2020).
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in die gewünschte Richtung zu lenken. Innerhalb des bestehenden Ordnungsrahmens 

der Erwerbszentriertheit wäre das klare Ziel in der sozial-ökologischen Transformation, 

Teilhabe und Lebensqualität durch „gute Arbeit“  –  im Sinn von guten Arbeitsbedingungen 

und sinnstiftender, umweltfreundlicher Erwerbsarbeit und entsprechendem Einkommen 

sowie einer gleichmäßigen Verteilung von Erwerbsarbeit einerseits und Haus- und Sorge

arbeit andererseits zwischen den Geschlechtern  –  zu sichern. 

Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik ist dann, die Arbeitsplatzverschiebung so rei-

bungslos wie möglich zu gestalten, Arbeitslosigkeit zu vermeiden und Qualifikationen für 

die ökologische Transformation der Wirtschaft zu fördern, um diese aktiv voranzutreiben. 

Mögliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen umfassen u. a. Qualifizierungsmaßnahmen 

wie etwa Teilqualifizierungen für stark nachgefragte grüne Berufsfelder (Bock-Schap-

pelwein et al., 2023). Diese sollten so ausgestaltet sein, dass sie einen sofortigen 

(angeleiteten) Arbeitseinsatz ermöglichen und eine Anschlussqualifizierung für (Fach-

arbeits-)Berufe vorsehen. Qualifikationsanpassung sollte sowohl Beschäftigten als auch 

Arbeitssuchenden zugänglich und die finanzielle Absicherung während der Ausbildung 

gesichert sein. Dabei gilt es auch, wie im aktuellen Just-Transition-Aktionsplan bereits 

enthalten, Instrumente zur Frauenförderung zu etablieren (BMK, 2023). Bei Struktur-

wandelprozessen, die vorübergehend zu Arbeitslosigkeit führen können (z. B.  durch 

den Bedeutungsverlust von emissionsintensiven Bereichen), haben sich in Österreich 

Anpassungsstiftungsmodelle bewährt, die vor allem bei am Arbeitsmarkt benachtei-

ligten Personengruppen langfristig positive, beschäftigungsintegrative Wirkung zeigen 

(Egger-Subotitsch et al., 2017). Beim Wechsel in einen niedriger bezahlten Job kann 

das Kombilohnmodell die individuellen Transaktionskosten senken (Bock-Schappelwein 

et al., 2021b). Vonseiten der EU stehen für Österreich im Just-Transition-Fonds neben 

weiteren Finanzierungsquellen 135,77 Mio. EUR zur Verfügung (u. a. zur Förderung von 

Kreislaufwirtschaft), wovon 45  Prozent für Maßnahmen für Arbeitnehmer:innen und 

Arbeitssuchende reserviert sind. 29

In einem ökologisch nachhaltigen Sozialstaat sind nicht nur Green Jobs relevant, 

sondern auch jene Arbeitsbereiche, die bei vergleichsweise niedrigen negativen Um-

weltauswirkungen einen hohen Beitrag zur Absicherung der existenziellen Bedürfnisse 

gewährleisten, wie beispielsweise Arbeitsbereiche im öffentlichen Verkehr, in den 

Bereichen Kinderbetreuung und Bildung, in der ökologischen Landwirtschaft oder im 

Pflegebereich. 30 Gute Arbeitsbedingungen, Gleichstellung und Anerkennung des Wertes 

der Arbeit in diesen Bereichen zu fördern liegt somit im Interesse eines ökologisch 

nachhaltigen Sozialstaates.

Eine durchgängige, zwischen Umwelt-, Standort- und Industriepolitik und der 

Arbeitsmarktpolitik abgestimmte Transformationsstrategie sollte mittels Investitionen 

29	 Siehe hierzu auch https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021D1129 
[14. 12. 2023].

30	 Zu einer erweiterten Definition von Green Jobs und Green Labour Market siehe auch 
Bohnenberger (2022a & 2022b).

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021D1129


140 Sozialbericht 2024

den Strukturwandel unterstützen, Innovationen fördern und in den Regionen Strukturen 

für eine koordinierte Zusammenarbeit der regionalen Stakeholder:innen (Unternehmen, 

Beratungsorganisationen, AMS, Sozialpartnerschaft, Forschungs- und Beratungsein-

richtungen, Gemeinden, NGOs) fördern. Die Verschränkung von umweltpolitischen 

Projekten mit arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen auf regionaler / kommunaler Ebene 

kann einerseits Umweltschutz durch soziale Innovation vorantreiben und andererseits die 

Beschäftigung auf lokaler Ebene fördern, sofern klassische Fördertöpfe / -grenzen durch 

Zusammenarbeit überwunden werden. Beispielhaft ist demnach die Zusammenarbeit von 

Sozialen Unternehmen mit Gemeinden im Bereich von Klimawandelanpassungsprojekten 

oder regionalen Versorgungsstrukturen indiziert. Nicht zuletzt gilt es, die Partizipation 

von Arbeitnehmer:innen bei der Transformation in den Betrieben ebenso wie jene der 

Bürger:innen in den Regionen zu stärken.

Auch müssen Adaptionen im Bereich des Arbeitnehmer:innenschutzes und 

Maßnahmen zur umweltfreundlichen Arbeitsplatzgestaltung angedacht werden. Im 

Bauwesen existiert mit dem Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetz (BSchEG) 

eine rechtliche Grundlage, um bei einer Temperatur ab 32,5 °C im Schatten Mitarbei-

ter:innen stundenweise hitzefrei zu geben, wobei 60  Prozent des Lohnausfalls als 

Versicherungsleistung erstattet werden. Dieses Modell könnte auf weitere Arbeiten im 

Freien ausgedehnt werden. Zudem könnten Tages- und saisonale Arbeitszeit verlagert 

und darüber hinaus Lebensarbeitszeitmodelle und Berufspfade erarbeitet werden, die 

einen längeren Verbleib am Arbeitsmarkt erlauben. Weitere Möglichkeiten zum besseren 

Umgang mit Hitze am Arbeitsplatz betreffen die Anpassung der Arbeitsaufgaben, die 

Nutzung von Gleitzeitregelungen oder auch Homeoffice und die Lockerung von Beklei-

dungsregeln (Gabriel & Bux, 2022). Für besonders hitzevulnerable Personen könnten 

(Sonder-)Hitzeregelungen am Arbeitsplatz angebracht sein.

Ökologisch nachhaltige und klimafitte Arbeitsplatzgestaltung beginnt bereits 

beim Bau von Arbeitsräumlichkeiten, beispielsweise in Bezug auf den Flächen- und 

Energieverbrauch (z. B. Niedrigenergiehäuser), die verwendeten Baumaterialien sowie 

den Einsatz umweltfreundlicher Heiz- und Kühlsysteme (BMK, 2021b; siehe hierzu 

auch Kapitel 2.4). Im Arbeitsprozess selbst ist der sparsame und ressourcenschonende 

Einsatz von umweltfreundlichen Arbeitsmitteln (z. B. nachwachsende Rohstoffe und 

umweltfreundliche Technologien) die wesentliche Komponente. Mit der Digitalisierung 

von Arbeitsprozessen betrifft dies zunehmend auch grüne Informationstechnologien und 

-systeme (Green IT / IS). Eine rasch implementierbare Maßnahme mit hoher ökologischer 

Wirkung ist die Beschaffung von Hardware nach ökologischen Kriterien (Gonserkewitz et 

al., 2021). Gesetzliche AfA-Sätze, die sich nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 

bemessen, könnten nach oben hin angepasst werden, um einen Anreiz für die Beschaffung 

langlebigerer Arbeitsmittel zu setzen und frühzeitige Neuanschaffungen zu vermeiden. 

Für die Emissionsreduktion berufsbezogener Mobilität liegen zahlreiche Vor-

schläge vor, so etwa die umweltfreundliche Umgestaltung des Pendler:innenpauschales 

(z. B. Ökobonus für die ÖV-Nutzung [Döller, 2023; Kletzan-Slamanig et al., 2022]), auf 

Arbeits- und Kinderbetreuungszeiten abgestimmte Fahrpläne, Ausbau von öffentlichem 
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Verkehr, On-Demand-Verkehr (öffentlicher sowie Betriebsverkehr), ein verpflichten-

des betriebliches Mobilitätsmanagement 31, die Ersetzung des Kilometergeldes und 

Dienstwagenprivilegs durch ein Mobilitätsbudget für den öffentlichen Verkehr sowie 

Sharing-Angebote. 32

Nicht zuletzt ist zu berücksichtigen, dass ein Großteil der Katastropheneinsätze 

von ehrenamtlich Tätigen absolviert wird. Eine Dienstgeber:innenentschädigung 33 für 

die künftig voraussichtlich häufigere Freistellung von ehrenamtlichen Mitarbeiter:innen 

der Feuerwehr und Bergrettung im Zuge von Extremwetterereignissen könnte auch bei 

kleineren Einsätzen angedacht sowie auf Selbstständige ausgeweitet werden. 

31	 Siehe hierzu auch www.oegb.at/themen/klimapolitik/klima-und-arbeitsmarkt/
so-muss-die-oekologische-wende-in-arbeit-und-wirtschaft-ablaufen0 [01. 10. 2023].

32	 Siehe hierzu auch vcoe.at/themen/kilometergeld-und-dienstwagen-privileg-zu-mobilitaets-
budget-weiterentwickeln [01. 10. 2023] sowie Kapitel 2.5

33	 Bei einem Großeinsatz, bei dem mehr als 100 Personen mindestens acht Stunden durch-
gängig im Einsatz sind, kann der:die Dienstgeber:in auf Antrag 200 EUR pro Tag aus dem 
Katastrophenfonds erhalten.

https://www.oegb.at/themen/klimapolitik/klima-und-arbeitsmarkt/so-muss-die-oekologische-wende-in-arbeit-und-wirtschaft-ablaufen0
https://www.oegb.at/themen/klimapolitik/klima-und-arbeitsmarkt/so-muss-die-oekologische-wende-in-arbeit-und-wirtschaft-ablaufen0
https://vcoe.at/themen/kilometergeld-und-dienstwagen-privileg-zu-mobilitaetsbudget-weiterentwickeln
https://vcoe.at/themen/kilometergeld-und-dienstwagen-privileg-zu-mobilitaetsbudget-weiterentwickeln
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2.7  �Finanzierung

•	 Die Abgabenbelastung ist aufkommensneutral weg vom Faktor Arbeit 

hin zu Umweltverbrauch und Emissionen sowie bestimmten Steuern auf 

Vermögen zu verschieben.

•	 Hindernisse im Abgabensystem für eine gleichmäßige Verteilung von Er-

werbsarbeit und unbezahlter Haus- und Sorgearbeit zwischen Frauen und 

Männern sind abzubauen.

•	 Der Budgetspielraum für Investitionen in die sozial-ökologische Transfor-

mation ist durch die Realisierung von Effizienzpotentialen im öffentlichen 

Sektor sowie die Einschränkung ökologisch schädlicher Subventionen zu 

erweitern. 

34	 Zusammengefasst werden Lohnsteuer auf Unselbstständigen- und Pensionseinkommen, Ein-
kommensteuer auf Selbstständigeneinkommen, Sozialversicherungsbeiträge auf Pensionen, 
Selbstständigen- und Unselbstständigeneinkommen, indirekte Steuern sowie Einkommen- 
und Kapitalertragsteuern von Vermögenserträgen.

2.7.1  �Problemaufriss
Das österreichische Abgabensystem wirkt insgesamt progressiv: Während Steuern und 

Abgaben 34 im Verhältnis zum Bruttogesamteinkommen im untersten Dezil der Bevölke-

rung im Jahr 2019 18,4 Prozent betrugen, waren es für das oberste Dezil 40,1 Prozent 

(Rocha-Akis et al., 2023). Die bestehenden Finanzierungsstrukturen des österreichischen 

Sozialstaates sind allerdings ausgehend von den Anforderungen und Herausforderungen, 

die mit der erforderlichen sozial-ökologischen Transformation verbunden sind, derzeit 

nur als eingeschränkt zukunftsfähig einzuschätzen (Köppl & Schratzenstaller, 2015a, 

2015b, 2019; Pitlik & Schratzenstaller, 2022; Schratzenstaller et al., 2023). 

Das bestehende Finanzierungssystem beruht stark auf der Besteuerung von 

Arbeitseinkommen, was kurz- und mittelfristig das Angebot an und die Nachfrage nach 

Erwerbsarbeit dämpft (OECD, 2011; Goudswaard & Caminada, 2016). Zudem reduziert 

die hohe Abgabenlast im unteren und mittleren Einkommensbereich besonders das 

Erwerbsangebot von Müttern (Meghir & Philipps, 2010; Bargain & Peichl, 2013). Auch 

unterstützen in Österreich eine Reihe von speziellen steuerlichen bzw. abgabenrecht-

lichen Regelungen die bestehende ungleiche Verteilung der Erwerbsarbeit und damit 

implizit auch der Haus- und Sorgearbeit zwischen Männern und Frauen (Schratzenstaller 

& Dellinger, 2018; siehe hierzu auch Kapitel 2.3).

Dagegen wird das Lenkungs- und Finanzierungspotenzial von Umweltsteuern, die 

zur erforderlichen ökologischen Transformation beitragen können, unterdurchschnittlich 

genutzt. Dies gilt einerseits für die CO2-Besteuerung, die bis 2025 auf 55 EUR und damit 

auf einen Betrag ansteigen soll, der nur einen Bruchteil des CO2-Preises beträgt, der laut 
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aktuellen Schätzungen zur Erreichung der Klimaziele erforderlich wäre. 35 Andererseits 

werden Umweltsteuern jenseits von CO2-Abgaben (deren Aufkommenspotenzial durch 

eine erfolgreiche Dekarbonisierung der Wirtschaft langfristig zurückgeht) unzureichend 

genutzt, so etwa auf Abfall, Bodenverbrauch oder den motorisierten Individualverkehr, 

der auch in elektrifizierter Form mit negativen Auswirkungen auf die Umwelt (Ressour-

cen- und Stromverbrauch, Feinstaub, Platzverbrauch etc.) verbunden ist. Besonders 

auf den subnationalen föderalen Ebenen werden Steuern auf lokale Umweltprobleme 

(beispielsweise Stau oder hoher Bodenverbrauch in Städten für Parkplätze für den 

motorisierten Individualverkehr) nur in geringem Umfang eingesetzt (Kletzan-Slamanig 

& Schratzenstaller, 2023). Gleichzeitig werden die Lenkungseffekte der bestehenden 

Klima- und Umweltsteuern durch umfangreiche klimaschädliche Subventionen (z. B. 

Pendler:innenförderung, Dienstwagenprivileg, Dieselprivileg etc.) konterkariert, die kli-

maschädliches Verhalten fördern und jährlich mindestens 4,1 bis 5,7 Mrd. EUR erreichen 

(Kletzan-Slamanig et al., 2022).

Zudem ist der Finanzierungsbeitrag von vermögensbezogenen Steuern in Öster-

reich gering und liegt deutlich unter dem EU-Durchschnitt. Vermögensbezogene Steuern 

unterstützen in Österreich derzeit die erforderliche sozial-ökologische Transformation 

kaum, weil sie einerseits Umweltziele nicht unterstützen, andererseits leisten sie auch 

keinen Beitrag zu einer gleicheren Vermögensverteilung, obwohl diese in Österreich 

im europäischen Vergleich relativ ungleich ist und die oberen Einkommensschichten 

einen deutlich überproportionalen Anteil der ökologischen Schäden, etwa Treibhaus-

gasemissionen (siehe hierzu auch Kapitel 2.1), verursachen. Gleichzeitig bleiben damit 

derzeit langfristig ergiebige Finanzierungsquellen  –  wie hohe Erbschaften, die künftig 

in Österreich wie in anderen Ländern an Bedeutung gewinnen dürften (Krenek et al., 

2022) oder die Grundsteuer  –  ungenutzt oder untergenutzt.

Eine sozial ausgewogene Klimapolitik benötigt mittelfristig ausreichende 

budgetäre Spielräume, um in eine sozial-ökologische Infrastruktur sowie in Klimawan-

delanpassungsmaßnahmen vor allem für die vulnerablen Gruppen investieren und die 

Beseitigung von Klimaschäden finanzieren zu können. Allerdings gibt es derzeit keine 

umfassende Strategie, um potenzielle Budgetspielräume zu realisieren.

In Österreich gibt es zunächst eine Reihe von Effizienzpotenzialen im öffentlichen 

Sektor, die insbesondere das Fördersystem, das Gesundheitswesen, Doppelgleisigkeiten 

im Föderalismus sowie das Pensionssystem (mit der nach wie vor bestehenden Lücke 

zwischen dem gesetzlichen und dem faktischen Pensionsantrittsalter) betreffen. Schritte 

zur Realisierung dieser Effizienzpotenziale werden nur vereinzelt (etwa im Rahmen des 

Ende 2023 beschlossenen Finanzausgleichs 2024 bis 2028) gesetzt und basieren nicht auf 

einer gesamthaften Strategie. Außerdem sind der Klimawandel bzw. eine unzureichende 

35	 So wird etwa in aktuellen Simulationen der International Energy Agency als Voraussetzung 
für die Erreichung eines Nettonullemissionsszenarios in Industrieländern bis zum Jahr 2050 
ein CO2-Preis von 250 USD pro Tonne CO2-Emissionen angenommen. Siehe hierzu auch 
www.iea.org/reports/global-energy-and-climate-model/macro-drivers [10. 11. 2023].

https://www.iea.org/reports/global-energy-and-climate-model/macro-drivers
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Klimapolitik mit erheblichen bereits spürbaren budgetären Kosten bzw. künftigen bud-

getären Risiken verbunden, die die Spielräume für die Finanzierung staatlicher Aufgaben 

im Allgemeinen und des Sozialstaats im Besonderen kurz- und langfristig einschränken. 

Diese Kosten des klimapolitischen Nichthandelns (z. B. Ausgaben für Klimawandel

anpassungsmaßnahmen), künftige klimawandelbedingte budgetäre Risiken (z. B. eine 

langfristige Erhöhung der Finanzierungskosten für die Staatsschuld aufgrund der Defizite 

in der Klimaresilienz, aufgrund von durch die öffentliche Hand zu beseitigenden Schäden 

durch Extremwetterereignisse oder aufgrund von Zertifikatskäufen bei einer möglichen 

Verfehlung der Klimaziele) und Möglichkeiten ihrer Vermeidung werden derzeit wenig 

thematisiert. Auch bedeuten die erwähnten klimakontraproduktiven Subventionen eine 

erhebliche budgetäre Belastung; eine umfassende Strategie zu ihrem Abbau oder zu 

einer klimafreundlichen Reform fehlt bislang.

Institutionelle Rahmenbedingungen zur Unterstützung einer sozial-ökologischen 

Transformation im Bereich der öffentlichen Finanzen sind in Österreich bereits eta

bliert, aber in bestimmten Bereichen ausbaufähig. Dies betrifft die wirkungsorientierte 

Haushaltsführung des Bundes einschließlich des Gender Budgeting, die Green-Budge-

ting-Aktivitäten des BMF sowie die Verzahnung der diversen Maßnahmen und Strategien 

zur Verstärkung der Wirkungsorientierung bzw. zum Priority Budgeting. Zudem gibt es 

bisher kaum Schritte zur Ausweitung dieser wirkungsorientierten Ansätze auf Länder- 

und Gemeindeebene.

2.7.2  �Ansatzpunkte für die sozial-ökologische Transformation
Eine transformationsorientierte Reform der Finanzierung des Sozialstaats erfordert eine 

aufkommensneutrale Umgestaltung der bestehenden Abgabenstruktur. Diese hätte auch 

auf einen fiskalisch nachhaltigen Finanzierungsmix zu achten, unter anderem dadurch, 

dass das Abgabensystem bzw. die Finanzierung unabhängiger von der Entwicklung von 

Wachstum und Beschäftigung wird. Zudem sollten zusätzlich erforderliche Ausgaben 

zur Bewältigung der sozial-ökologischen Transformation möglichst nicht durch höhere 

öffentliche Defizite finanziert werden, sondern durch Maßnahmen zur Erweiterung der 

budgetären Spielräume.

Eine die sozial-ökologische Transformation unterstützende aufkommensneutrale 

Umgestaltung des Abgabensystems sollte als generelle Stoßrichtung die Senkung der 

Abgaben auf Arbeit verfolgen, die durch eine stärkere Nutzung von Umweltsteuern sowie 

von bestimmten vermögensbezogenen Steuern kompensiert werden könnte. 

Ein Ansatzpunkt für eine Entlastung der Arbeitseinkommen aus Sicht der Beschäf-

tigten wäre eine Senkung der Lohnsteuer vor allem im unteren und mittleren Tarifbereich, 

die allerdings Einkommensbezieher:innen, deren Einkommen unter dem steuerfreien 

Grundfreibetrag bleibt (gut ein Drittel der unselbstständig Beschäftigten), nicht ent-

lastet. Quantitativ bedeutender wären weitere steuerfinanzierte einkommensabhängige 

Senkungen der arbeitnehmer:innenseitigen Sozialversicherungsbeiträge und damit eine 
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stärkere Steuerfinanzierung der sozialen Sicherung. 36 So könnten gezielt die besonders 

abgabenreagiblen unteren Einkommen entlastet werden. Eine Option wäre auch die 

künftige Finanzierung der Wohnbauförderung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe aus 

allgemeinen Steuermitteln statt aus lohnsummenbezogenen Dienstnehmer:innenabgaben.

Zur Senkung der Lohnnebenkosten der Unternehmen bietet sich ebenfalls die 

Umstellung der Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben (wie Wohnbauförderung 

oder Familienpolitik) an. Denkbar wäre auch eine Reduktion der auf der kommunalen 

Lohnsumme basierenden, von den Unternehmen zu entrichtenden Kommunalsteuer, die 

durch eine stärkere Ausschöpfung der Grundsteuer gegenfinanziert werden könnte.

Eine gleichmäßigere Verteilung von Erwerbsarbeit und damit implizit von Haus- 

und Sorgearbeit zwischen Männern und Frauen könnte neben einer generellen Entlastung 

vor allem der unteren und mittleren Einkommen, die das besonders steuersensible 

Arbeitsangebot von Frauen und insbesondere Müttern ausdehnen sollte, auch durch 

den Abbau steuerlicher und abgabenrechtlicher Regelungen (etwa die Überstundenbe-

günstigung, der Alleinverdiener:innenabsetzbetrag oder die beitragsfreie Mitversiche-

rung in der Krankenversicherung) unterstützt werden, die eine ungleiche Verteilung der 

Erwerbsarbeit begünstigen. 

Die Einnahmenausfälle aus einer Senkung der arbeitsbezogenen Abgaben sollten 

teilweise durch eine schrittweise Erhöhung von Umweltsteuern kompensiert werden, die 

gleichzeitig umweltpolitische Lenkungseffekte hätten. Optionen sind ein ambitionierter 

Erhöhungspfad für die jüngst eingeführte CO2-Bepreisung sowie weitere Steuern auf den 

motorisierten Individualverkehr. Dabei ist auf eine sozial ausgewogene Ausgestaltung 

von CO2-Abgaben sowie Energieabgaben, die geringere Einkommen bzw. vulnerable 

Gruppen besonders belasten können, durch geeignete Kompensationsmaßnahmen 

zu achten (Lechinger & Six, 2021; Theine et al., 2022). In Kombination mit der Bereit-

stellung einer sozial-ökologischen Infrastruktur, die Grundbedürfnisse abdeckt (etwa 

leistbarer öffentlicher Verkehr oder leistbare, energieeffiziente Wohnungen [European 

Commission, 2023]), sind finanzielle Kompensationsmaßnahmen, die untere Einkom-

men besonders stark entlasten, geeignetere Instrumente für die soziale Abfederung 

einer CO2-Bepreisung als Steuerbegünstigungen für Investitionen privater Haushalte 

in Niedrigemissionstechnologien (Zachmann et al., 2018). Eine seit Kurzem verstärkt 

diskutierte Differenzierung der CO2-Bepreisung nach Gütern und Dienstleistungen des 

Grundbedarfs einerseits und Luxusgütern (Oswald et al., 2023) andererseits erscheint 

dagegen problematisch  –  einerseits sind Umsetzungsprobleme denkbar (Abgrenzung 

von „Luxuskonsum“, administrativer Aufwand, Behandlung von Importen bei Fehlen eines 

CO2-Grenzausgleichsmechanismus), andererseits ist fraglich, ob der „Luxuskonsum“ 

oberer Einkommensschichten stark auf Preissignale reagiert. Auch sollte der CO2-Preis 

36	 Eine solche Verschiebung der Finanzierungsstruktur der sozialen Sicherung weg von lohn-
bezogenen Beiträgen hin zu einer stärkeren Steuerfinanzierung wäre freilich mit instituti-
onellen und politökonomischen Herausforderungen verbunden, denen bei entsprechenden 
Reformen ein besonderes Augenmerk zu schenken ist.
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die verursachten Umwelt- bzw. Klimaschäden widerspiegeln. Die geringere steuerliche 

Leistungsfähigkeit unterer Einkommen und die Leistbarkeit von Gütern und Dienstleis-

tungen des Grundbedarfs sollten dagegen über Kompensationsmaßnahmen für untere 

Einkommen berücksichtigt werden.  

Darüber hinaus sollten auch Steuern bzw. steuerliche Instrumente stärker 

genutzt werden, die Anreize für einen sparsameren Umgang mit der Ressource Boden 

setzen können (Arnold et al., 2023), so etwa die Grundsteuer, Zweitwohnsitz- oder 

Leerstandsabgaben auf der Länderebene oder kommunale Lenkungsabgaben (Parkraum

abgabe, City-Maut, Verkehrserregerabgabe). 

Abhängig von der besteuerten Aktivität können Umweltsteuern auch langfristig 

stabile Finanzierungsquellen sein. Die Einnahmen aus einer effektiven Bepreisung von 

Treibhausgasemissionen gehen langfristig zurück. Von der Besteuerung von Strom, des 

motorisierten Individualverkehrs sowie der Nutzung von Boden sind dagegen auch 

langfristig stabile Einnahmen zu erwarten.

Eine zweite Quelle zur Gegenfinanzierung arbeitsbezogener Abgaben ist die stär-

kere Ausschöpfung bestimmter vermögensbezogener Steuern. Konkret geht es erstens um 

eine stärkere Nutzung der Grundsteuer, die bei geeigneter Ausgestaltung auch positive 

ökologische Lenkungseffekte hätte (Leodolter et al., 2022; Arnold et al., 2023). Zweitens 

könnte die Wiedereinführung der Erbschafts- und Schenkungssteuer einen Beitrag zur 

Erhöhung der Chancengleichheit und zu einer Verringerung der Vermögensungleichheit 

leisten. Ebenso wie die Grundsteuer stellt auch die Erbschafts- und Schenkungssteuer 

eine langfristig ergiebige Finanzierungsquelle dar. Die aktuell diskutierte Erhebung 

einer allgemeinen Vermögenssteuer für die vermögendsten Teile der Bevölkerung (z. B. 

Chancel et al., 2023) erscheint (ebenso wie eine Erbschafts- und Schenkungssteuer) als 

umweltpolitisches Instrument wenig geeignet. Denn es ist zweifelhaft, ob eine durch 

die Besteuerung hoher Vermögen erzielte Verringerung der Vermögensungleichheit tat-

sächlich ausreicht, den CO2-Fußabdruck bzw. den „Luxuskonsum“ der sehr Vermögenden 

effektiv einzudämmen. Zudem ist eine allgemeine Vermögenssteuer auf nationaler Ebene 

schwierig umzusetzen (Krenek & Schratzenstaller, 2022) und allgemein mit deutlich 

höheren Ausweichreaktionen verbunden als eine Erbschafts- und Schenkungssteuer. 37

Zur langfristigen Sicherstellung der Finanzierung zusätzlicher aus dem Klima-

wandel erwachsender sozialstaatlicher Aufgaben und Ausgaben sind, alles in allem, 

rasch Maßnahmen zur Ausweitung der Budgetspielräume einzuleiten, die auf drei Säulen 

beruhen sollten. Erstens sind die umfangreichen klima- bzw. umweltkontraproduktiven 

Subventionen (z. B. Pendler:innenförderung, Dieselprivileg) abzubauen oder klima

freundlicher und treffsicherer auszugestalten. Zweitens sind bestehende Ineffizienzen im 

öffentlichen Sektor (z. B. im Gesundheitswesen oder Fördersystem) auf der Basis einer 

umfassenden Gesamtstrategie zu verringern. Auch Maßnahmen zur Anhebung des fakti-

schen Pensionsantrittsalters sind zu forcieren. Drittens sind alle Klimaschutzmaßnahmen, 

37	 Für einen Überblick über die aktuelle empirische Literatur siehe auch Schratzenstaller 
(2023).
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die auf österreichischer Ebene zur Verringerung der budgetären klimawandelbedingten 

Kosten sowie künftigen budgetären Risiken aus dem Klimawandel gesetzt werden 

können, voranzutreiben.

Die bestehenden rechtlichen / institutionellen Ansatzpunkte zur Unterstützung 

einer an der sozial-ökologischen Transformation orientierten Finanzierung des ökolo-

gisch nachhaltigen Sozialstaats sind in bestimmten Bereichen nachzuschärfen oder zu 

vertiefen. So könnten die Sustainable Development Goals explizit und verpflichtend in 

der wirkungsorientierten Haushaltsführung auf Bundesebene berücksichtigt werden. 

Die Green-Budgeting-Aktivitäten des BMF sollten wie geplant schrittweise erweitert 

werden. Des Weiteren sollten die diversen Maßnahmen und Strategien zur Stärkung 

einer wirkungsorientierten Haushaltsführung sowie des Priority Budgetings integriert 

werden. Schließlich sollten diese rechtlichen / institutionellen Rahmenbedingungen auch 

auf Länder und Gemeinden ausgeweitet werden.



148 Sozialbericht 2024

2.8  �Conclusio

Der vorliegende Abschnitt des Sozialberichts adressiert die vielfältigen, von Wechsel-

wirkungen geprägten Zusammenhänge zwischen Sozialstaat und Klimawandel für die 

wichtigsten sozialstaatlichen Handlungsfelder. Innerhalb dieser kommt dem Sozialstaat 

einerseits die zusätzliche Aufgabe zu, alle Menschen mit besonderer Bedachtnahme auf 

vulnerable Gruppen (seien es Familien und Kinder, Ältere oder auch spezifische Gruppen 

von Arbeitskräften) vor den Konsequenzen des Klimawandels zu schützen und negative 

soziale Folgen von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen abzufedern. Anderer-

seits müssen alle Politikmaßnahmen in den einzelnen Handlungsfeldern des Sozialstaates 

klimabewusst ausgestaltet werden, um ihren CO2-Fußabdruck zu verringern und einen 

Beitrag zur Anpassung an die nicht mehr vermeidbaren Folgen des Klimawandels zu 

leisten. Die vorangegangenen Kapitel geben daher einen Überblick über Maßnahmen, 

die im Zuge der Transformation des Sozialstaates zu einem ökologisch nachhaltigen 

Sozialstaat getroffen werden können und bedienen sich dabei sämtlicher Formen 

staatlicher Intervention von Regulierungen über Förderungen, Steuern und Abgaben und 

Infrastruktur bis zur Bewusstseinsbildung (Feller et al., 2017, S. 460; Schneider, 2023). 

Über die Einzelmaßnahmen hinaus ist der ökologisch nachhaltige Sozialstaat 

aber als übergeordnetes Leitprinzip zu verstehen und zu konzipieren, an dem sich das 

Handeln sämtlicher politischen Akteur:innen eines zukunftssicheren politischen Systems 

orientieren muss. Im Sinne der Politikintegration ist das Silodenken in Umwelt- und 

Sozialpolitik zu überwinden, zumal in vielerlei Hinsicht Co-Benefits erwirkt werden 

können und mitunter von einer substanziellen Äquivalenz umwelt- und sozialpolitischer 

Zielsetzungen auszugehen ist. Einem Mainstreaming-Gedanken (frei übersetzt: zur 

Hauptströmung machen) folgend sind Entscheidungen daher stets (auch) dahingehend 

zu beurteilen, inwiefern sie dazu beitragen, dass planetare Grenzen nicht über- und 

soziale Grenzen nicht unterschritten werden. Die Transformation des traditionellen 

zu einem ökologisch nachhaltigen Sozialstaat, der auch aktiv zu Klimaschutz beiträgt, 

bedeutet hierbei auch die Abwendung von einem Verständnis des Sozialstaats als rein 

reaktives Auffangnetz und die Hinwendung zu einem präventiveren, investiveren und 

transformativeren Sozialstaat.

Den Interdependenzen der ökonomischen, ökologischen und sozialen Heraus-

forderungen und Aspekte einer zukunftssicheren Ausgestaltung des Sozialstaates 

gerecht zu werden setzt geeignete institutionelle, politische und gesellschaftliche 

Rahmenbedingungen voraus. Damit der ökologisch nachhaltige Sozialstaat als verbind-

licher Ordnungsentwurf kollektive Akzeptanz erfährt, erscheinen eine Evidenzbasierung 

des politischen Handelns, die laufende Evaluierung und Nachjustierung des Vorgehens, 

der Einbezug von Forschung und Stakeholder:innen und die Etablierung von Informa-

tionskampagnen und Bewusstseinsbildungsmaßnahmen erforderlich. Jedoch werden 

der Erwerb externen Wissens und die Konfrontation mit Planungsvorschlägen, die als 

alternativlos präsentiert werden, oft als unbefriedigend erlebt, was mit Abwehrreaktionen 

und Widerstand aufseiten der Bürger:innen einhergehen kann. Unerlässlich erscheinen 
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daher möglichst niederschwellige, ergebnisoffene Beteiligungsprozesse. Die Partizipation 

auf Augenhöhe und der Einbezug von Bürger:innenideen steigern die Akzeptanz und 

bieten die Möglichkeit zu sozialem Lernen und zum Nutzen des lokalen Wissens zur 

Präzisierung von Vorhaben. Partizipationsinstrumente (wie etwa öffentliche Anhörungen, 

Stammtische, Bürger:innenräte, Planungszellen, aber auch webbasierte Diskussionen) 

dienen nicht nur der kollektiven Meinungsbildung und Lösungsfindung für komplexe 

Probleme, sondern auch und vor allem dem Schaffen gemeinsamer, positiver, womöglich 

postmaterialistischer Zukunftsbilder.
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